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Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 16.—— 


(Nr. 8990.) Geſetz, betreffend den weiteren Erwerb von Eiſenbahnen für den Staat. Vom 
17. Mai 1884. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, unter Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: 
9. 1 


Die Staatsregierung wird unter Genehmigung der beigedruckten Verträge, 
nämlich: N 

1) der das Berlin-Hamburger Eiſenbahnunternehmen und die dem Ham⸗ 

burgiſchen Staate gehörigen Eiſenbahnen betreffenden Verträge, nämlich: 

a) des Vertrages vom 29. März 1884, betreffend den Uebergang des 
Berlin⸗Hamburger Eiſenbahnunternehmens auf den Staat, 

b) des Vertrages vom 19. Dezember 1883, betreffend den Uebergang 
der dem Großherzogthum Mecklenburg⸗Schwerin an dem Berlin⸗ 
Hamburger Eiſenbahnunternehmen zustehenden finanziellen Betheiligung 
auf den Preußiſchen Staat, 

e) des Vertrages vom 19. Dezember 1883, betreffend den Uebergang 
der Hamburgiſchen Eiſenbahnen auf den Preußiſchen Staat, 

2) des Vertrages vom 30. November 1883, betreffend den Uebergang der 
Bremiſchen Eiſenbahnen auf den Preußiſchen Staat, 

3) des Vertrages vom 18./27. Dezember 1883, betreffend den Uebergang 
des Tilſit⸗Inſterburger Eiſenbahnunternehmens auf den Staat, 

4) des Vertrages vom 6.12. März 1884, betreffend den Uebergang des 
Oels⸗Gneſener Eiſenbahnunternehmens auf den Staat, 

zur Verwaltung und zum Betriebe 
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1) der Berlin- Hamburger Eiſenbahn und 
2) der Oels-Gneſener Eiſenbahn, 
zur käuflichen Uebernahme 
3) der Hamburg⸗Bergedorfer Eiſenbahn, 
4) der Tilſit⸗Inſterburger Eiſenbahn, 
ſowie 
5) zum Erwerbe der an der Uelzen» Langwedeler, der Wunftorf- Bremer 
und der Bremen-Geeftebahn der freien Hanſeſtadt Bremen zuſtehenden 
Eigenthums- beziehungsweiſe Miteigenthumsrechte 
nach Maßgabe der bezüglichen Vertragsbeſtimmungen ermächtigt. 


8 
Die Staatsregierung wird ermächtigt, 
1) nach Maßgabe der im §. 1 sub la, 3 und 4 gedachten Verträge den 
Umtauſch von 
a) 15 000 000 Mark Stammaktien der Berlin- 
Hamburger Eiſenbahngeſellſchaft in Staatsſchuld⸗ 
verſchreibungen der 4 prozentigen konſolidirten 
Anleihe zum Betrage voeoenn 61875 000 Mark, 
b) 4600 200 Mark Stammaktien der Tilſit⸗Inſter⸗ 
burger Eiſenbahngeſellſchaft in Staatsſchuldver⸗ 
ſchreibungen derſelben Anleihe zum Betrage von 1150 050 
c) 4 666 800 Mark Stamm ⸗Prioritätsaktien der Tilfit- 
Inſterburger Eiſenbahngeſellſchaft in Staatsſchuld⸗ 
verſchreibungen derſelben Anleihe zum Betrage von 4666 800 
d) 4280 100 Mark Stammaktien der Oels-Gneſener 
Eiſenbahngeſellſchaft in Staatsſ chuldverſchreibungen 
derſelben Anleihe zum Betrage von 1070025 - 
e) 13 950 000 Mark Prioritäts⸗Stammaktien der 
Oels⸗Gneſener Eiſenbahngeſellſchaft in Staats⸗ 
ſchuldverſchreibungen derſelben Anleihe zum Betrage 
REES ci 10462500 - 


) nach Maßgabe des im §. 1 sub 1b gedachten 
Vertrages Staatsſchuldverſchreibungen zum Be⸗ 
age a 8 4000 000 


konſolidirten Anleihe zu dem Geſammtbetrage von. 83224375 Mark 


ur 
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2) für die Umgeſtaltung der Bahnhofsanlagen in Bremen 
die i von ee 9 500 000 Mark, 
3) zur Betheiligung des Staates an dem Unternehmen 
einer Eiſenbahn von Perleberg über Pritzwalk nach 
Wittſtock durch Uebernahme von Aktien die Summe von 360000 „ 
aufzuwenden 
und zur Deckung der Beträge ad 2 und 3, ſowie der 


4) zur Zahlung der Kapitalabfindungen, welche 


a) nach Maßgabe des im §. 1 sub 1 e gedachten 
Vertrages an den Hamburgiſchen Staat mit .. 14100000 - 


b) nach Maßgabe des im $. 1 sub 2 gedachten 


Vertrages an den Bremiſchen Staat mit .. 36 000 000 » 
zu gewähren ſind, erforderlichen Mittel 
ad 2 bis 4 im Geſammtbetrage voaoNM nm 59 960 000 Mark 


Staatsſchuldverſchreibungen zu verausgaben. 


. 3. 


Die Staatsregierung wird ermächtigt, 


in Gemäßheit des im §. 1 sub Ja gedachten Vertrages die Mittel zur 
Deckung der den Aktionären der Berlin⸗Hamburger Eiſenbahngeſellſchaft 
zu gewährenden baaren Zuzahlung von 1 500 000 Mark 


aus dem Reſervefonds der Berlin- Hamburger Eiſenbahngeſellſchaft, ſobald diefer 
Fonds dem Staate zugefallen ſein wird, zu entnehmen. 


Im Uebrigen bleibt die Verwendung dieſes Fonds, wie auch des Ver⸗ 
ſicherungsfonds für rollende Güter, ſowie der Reſerve- und Erneuerungsfonds 
der Tilſit⸗Inſterburger und der Oels⸗Gneſener Eiſenbahngeſellſchaft nach Abzug 
der daraus in Gemäßheit der im §. 1 sub 1a, 3 und 4 gedachten Verträge zu 
gewährenden Abfindungen der Verfügung durch beſonderes Geſetz vorbehalten. 

Der Minifter der öffentlichen Arbeiten und der Finanzminiſter werden er- 
mächtigt, bei dem Umtauſch von Aktien in Staatsſchuldverſchreibungen, ſofern 
die Anzahl der eingereichten Stücke den nach den abgeſchloſſenen Verträgen für 
den Umtauſch maßgebenden Verhältnißzahlen nicht entspricht, die Ausgleichung 
des in Schuldverſchreibungen nicht darſtellbaren Ueberſchußbetrages durch Baar⸗ 
zahlung zu bewirken, wobei der zu zahlende Betrag nach dem um ein Prozent 
verminderten Kurſe, welcher für Staatsſchuldverſchreibungen der vierprozentigen 
konſolidirten Anleihe vor dem Tage des Umtauſches zuletzt an der Berliner Börſe 
bezahlt worden iſt, berechnet wird. 
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un: 

Die Staatsregierung wird ermächtigt, an Stelle der noch nicht begebenen 

Prioritäts⸗Obligationen des im $. 1 sub 3 bezeichneten Eiſenbahnunternehmens, 

ſoweit ſich die weitere Begebung als unthunlich oder nach dem Ermeſſen des 

Finanzminiſters als nachtheilig erweiſen ſollte, nach Maßgabe des Bedürfniſſes 

für die in dem Anleiheprivilegium bezeichneten Verwendungszwecke, Staatsſchuld⸗ 
verſchreibungen zu dem Betrage von 389 400 Mark auszugeben. 


$. 5. 


Der Minifter der öffentlichen Arbeiten und der Finanzminiſter werden er⸗ 

mächtigt, demnächſt die Auflöſung 

der Berlin⸗Hamburger und 

der Oels⸗Gneſener Eiſenbahngeſellſchaft 
nach Maßgabe der im $. 1 ad 1a und 4 bezeichneten Verträge herbei uführen 
und bei der Auflöſung der im $. 1 ad la, 3 und 4 bezeichneten Geſellſchaften 
unter Verwendung der im F. 2 sub a bis e bewilligten Mittel den Kaufpreis für 
den Erwerb der Bahnen zu zahlen. AR 

Der Finanzminifter wird ferner ermächtigt, die bisher begebenen und die 
etwa noch zu begebenden Anleihen der in dieſem Geſetze bezeichneten Eiſenbahn⸗ 
unternehmungen, ſoweit dieſelben nicht inzwiſchen getilgt ſind, zur Rückzahlung 
zu kündigen, ſowie auch den Inhabern der Schuldverſchreibungen dieſer Anleihen 
die Rückzahlung der Schuldbeträge oder den Umtauſch gegen Staatsſchuld⸗ 
verſchreibungen anzubieten und die Bedingungen des Angebots feſtzuſetzen. Die 
hierzu erforderlichen Mittel ſind durch Verausgabung eines entſprechenden Betrages 
von Staatsſchuldverſchreibungen aufzubringen. 

In gleicher Weiſe wird der Finanzminiſter zur Rückzahlung, ſowie zum 
Umtauſche der bisher begebenen und der etwa noch zu begebenden Prioritäts⸗ 
Obligationen derjenigen Eiſenbahngeſellſchaften ermächtigt, deren Unternehmungen 
auf Grund der Geſetze vom 20. Dezember 1879 (Geſetz⸗Samml. S. 635), 
vom 14. Februar 1880 (Geſetz⸗Samml. S. 20), vom 25. Februar 1880 (Geſetz 
Samml. S. 55), vom 28. März 1882 (Geſetz-»Samml. S. 21), vom 13. Mai 
1882 (Geſetz Samml. S. 269) und 24. Januar 1884 (Geſetz-Samml. S. 11) 
auf den Staat übergegangen ſind, ſoweit die vorbezeichneten Geſetze eine Er⸗ 
mächtigung dazu nicht bereits enthalten. 


$. 6. 
Ueber die Ausführung der im $. 5 getroffenen Beſtimmungen hat die 
Staatsregierung dem Landtage bei jedesmaliger Vorlage des Etats der Eiſenbahn⸗ 
verwaltung Rechenſchaft zu geben. 
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8. 7. 


Wann, durch welche Stelle und in welchen Beträgen, zu welchem Zinsfuß, 
zu welchen Bedingungen der Kündigung und zu welchen Kurſen die Schuld⸗ 
verſchreibungen verausgabt werden ſollen ($$. 2, 4 und 5), beſtimmt, ſoweit 
nicht durch die im F. 1 angeführten Verträge Beſtimmung getroffen iſt, der 
Finanzminiſter. 

Im Uebrigen kommen wegen Verwaltung und Tilgung der Anleihen, 
wegen Annahme derſelben als pupillen⸗ und depoſitalmäßige Sicherheit und 
wegen Verjährung der Zinſen die Vorſchriften des Geſetzes vom 19. Dezember 
1869 (Geſetz-Samml. S. 1197) zur Anwendung. 


F. 8. 


Die Staatsregierung wird auf Grund des F. 5 sub a des Geſetzes vom 
24. Februar 1850, betreffend die Verwaltung des Staatsſchuldenweſens und 
Bildung einer Staatsſchuldenkommiſſion (Geſetz-Samml. S. 57), ermächtigt, die 
Verwaltung der Anleihekapitalien der im $. 1 bezeichneten Eiſenbahngeſellſchaften, 
ſoweit dieſe Anleihekapitalien vom Staate als Selbſtſchuldner übernommen ſin 
reſp. übernommen werden, der Hauptverwaltung der Staatsſchulden zu übertragen. 

Die behufs der Amortiſation eingelöſten oder angekauften Obligationen 
beziehungsweiſe Aktien werden nach Vorſchrift des §. 17 des bezeichneten Geſetzes 
vom 24. Februar 1850 vernichtet und die Geldbeträge öffentlich bekannt gemacht. 


F. 9. 


Jede Verfügung der Staatsregierung über die im F. 1 bezeichneten Eiſen⸗ 
bahnen (beziehungsweiſe Eiſenbahntheile) durch Veräußerung bedarf zu ihrer 
Rechtsgültigkeit der Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages. Ebenſo iſt zur 
Veräußerung der in Gemäßheit des §. 2 Nr. 3 für den Staat zu erwerbenden 
Aktien, ſowie der daſelbſt bezeichneten Bahn und zur Fuſionirung derſelben mit 
einer anderen Eiſenbahnunternehmung die Genehmigung beider Häuſer des Land— 
tages erforderlich. 

Alle dieſer Vorſchrift entgegen einſeitig getroffenen Verfügungen ſind rechts- 
ungültig. 

F. 10. 


Bis zu einer anderweiten geſetzlichen Regelung der Kommunalbeſteuerung 
der Eiſenbahnen finden die bisherigen geſetzlichen Beſtimmungen über die Ver⸗ 
pflichtung der Eiſenbahnen zur Zahlung von Gemeinde-, Kreis- und Provinzial 
ſteuern auf die im F. 1 sub la, 2 bis 4 bezeichneten Eiſenbahnen auch nach 
dem Uebergange derſelben in die Verwaltung für Rechnung des Staates oder 
in das Eigenthum des Staates in gleicher Weiſe, wie bis zu dieſem Zeitpunkte, 
Anwendung. 
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Sofern nach dem Uebergange in das Eigenthum oder in die Verwaltung 
für Rechnung des Staates eine der in dieſem Geſetze bezeichneten Eiſenbahnen 
oder Theilſtrecken derſelben mit einer anderen dieſer Bahnen oder Theilſtrecken 
derſelben oder mit anderen dem Staate gehörigen oder für Rechnung des Staates 
betriebenen Bahnſtrecken zu einem Eiſenbahn⸗Direktionsbezirk vereinigt ſind oder noch 
vereinigt werden, und in Folge deſſen für eine Station des neugebildeten Eiſen⸗ 
bahn⸗Direktionsbezirkes ſich eine Verminderung des ſteuerpflichtigen Reinertrages er⸗ 
geben ſollte, ſo iſt der Beſteuerung der Betrag des ſteuerpflichtigen Reineinkommens 
der betreffenden Stationen nach dem Durchſchnitte der dem 1. April 1880 vor- 
angegangenen drei Steuerjahre zu Grunde zu legen. 


g. 11. 


Auf die Mitglieder der Beamtenpenſionskaſſen beziehungsweiſe Fonds bei 
den im §. 1 sub 1a, 3 und 4 bezeichneten Eiſenbahnen, auf die in den Dienſt 
der Preußiſchen Staatseiſenbahnverwaltung übertretenden Mitglieder der Bremiſchen 
Wittwenanſtalt für bürgerliche Beamte, ſowie auf diejenigen Beamten, welche 
mit Rückſicht auf eine zu Gunſten ihrer Ehefrauen genommene anderweite Ver⸗ 
ſicherung von der ihnen ſonſt obliegenden Verpflichtung zur Theilnahme an dieſen 
Kaſſen beziehungsweiſe Fonds entbunden find, finden die Beſtimmungen im erſten 
Abſatz des F. 23 des Geſetzes, betreffend die Fürſorge für die Wittwen und 
Waiſen der unmittelbaren Staatsbeamten, vom 20. Mai 1882 (Geſetz⸗Samml. 
S. 298) ſinngemäße Anwendung. 


$. 12. 
Dieſes Geſetz tritt am Tage feiner Verkündigung in Kraft. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 17. Mai 1884. 


(I. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. v. Puttkamer. Maybach. Lucius. Friedberg. 
v. Boetticher. v. Goßler. v. Scholz. Gr. v. Hatzfeldt. 
Bronſart v. Schellendorff. 
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vertrag, 
betreffend 


den Uebergang des Berlin: Hamburger Eiſenbahnunternehmens 
auf den Preußiſchen Staat. 


Vom 29. März 1884. 


Zwischen der Königlichen Staatsregierung, vertreten durch den Geheimen Ober: 
Regierungsrath Fleck und den Regierungsrat Kirchhoff als Kommiſſarien des 
Miniſters der öffentlichen Arbeiten und den Geheimen Finanzrath Schmidt als 
Kommiſſar des Finanzminiſters, einerſeits und der Direktion der Berlin⸗-Ham⸗ 
burger Eiſenbahngeſellſchaft andererſeits, iſt unter dem Vorbehalte der landesherr⸗ 
lichen Genehmigung, ſowie nach erfolgter Zuſtimmung der Generalverſammlung 
der Aktionäre der genannten Eiſenbahngeſellſchaft vom 29. März 1884, folgender 
Vertrag abgeſchloſſen worden: 


. 1. 


Die Berlin⸗Hamburger Eiſenbahngeſellſchaft überträgt die Verwaltung und 
den Betrieb ihres ganzen Unternehmens ohne irgend welche Beſchränkung auf 
ewige Zeiten an den Preußiſchen Staat. Zu dieſem Zweck übergiebt die 
Direktion der Berlin⸗Hamburger Eiſenbahngeſellſchaft die Verwaltung und den 
Beſitz des geſammten beweglichen und unbeweglichen Vermögens der Geſell— 
ſchaft und die Beſtände aller zum Vermögen der Geſellſchaft gehörigen oder von 
der Direktion der Geſellſchaft verwalteten, für die Zwecke des Unternehmens be- 
ſtimmten Fonds mit der im $. 9 vorgeſehenen Beſchränkung an die vom Staate 
zur Verwaltung deſſelben einzuſetzende Königliche Behörde. 


8. 2 


Die Uebergabe wird am 1. des zweiten auf die Perfektion des Vertrages 
folgenden Monats, indeß nicht vor dem 1. Juli 1884 bewirkt. 

Es ſoll jedoch bereits vom 1. Januar 1884 ab die Verwaltung und der 
Betrieb der Berlin-Hamburger Eiſenbahn für Rechnung des Staates erfolgen. 

Die Berlin⸗Hamburger Eiſenbahngeſellſchaft, welche in der Zwiſchenzeit die 
Verwaltung im Intereſſe des Staates in bisheriger Weiſe durch ihre Direktion 
führen läßt, wird ſich folgeweiſe von der Unterzeichnung dieſes Vertrages ab in 
allen wichtigen Angelegenheiten der vorgangigen Zuſtimmung des Miniſters der 
öffentlichen Arbeiten verſichern. 
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Vom 1. Januar 1884 ab gehen auf den Staat die geſammten Nutzungen 
und Laſten des Vermögens der Berlin-Hamburger Eiſenbahngeſellſchaft ohne jede 
weitere Beſchränkung, als in dieſem Vertrage ſelbſt näher beſtimmt iſt, über. 
Insbeſondere fließt der geſammte, nach Abzug der Verwaltungs-, Unterhaltungs⸗ 
und Betriebskoſten, ſowie der zur planmäßigen Verzinſung und Tilgung der An⸗ 
leihen der Berlin- Hamburger Eiſenbahngeſellſchaft erforderlichen Beträge ver⸗ 
bleibende Reinertrag dem Staate ausſchließlich zu. 

Mit dem Uebergange der Verwaltung übernimmt der Staat die ordnungs⸗ 
mäßige Unterhaltung und Erneuerung der Bahn, der Bahnanlagen und Betriebs⸗ 
mittel, ſowie auch die Deckung aller für die Verwaltung und den Betrieb des 
Unternehmens erforderlichen außerordentlichen Ausgaben. Dagegen ſollen dem 
Staate die Beſtände aller zum Vermögen der Geſellſchaft gehörigen Fonds, 
namentlich des Reſervefonds, mit der im §. 9 vorgeſehenen Beſchränkung zur freien 
Verfügung anheimfallen, und die auf die Verwendung und Verwaltung bezüg⸗ 
lichen ſtatutariſchen Beſtimmungen außer Anwendung treten. 

Die für das Betriebsjahr 1883 auf die Stammaktien zu zahlende Dividende 
wird in bisheriger ſtatutenmäßiger Weiſe feſtgeſtellt. Dem Reſervefonds werden 
hierbei die ihm ſtatutenmäßig zuſtehenden Rücklagen und ſonſtigen Einnahmen 
zugeführt und aus demſelben nur diejenigen Ausgaben beſtritten, welche bis Ende 
1883 auf den Reſervefonds angewieſen waren. Jedenfalls ſoll der 1 
pro 1883 mit einem Beſtande von nicht weniger als 7500 000 Mark abſchließen. 


6. 3. 

Soweit nicht geſetzliche Vorſchriften entgegenſtehen, oder durch dieſen Vertrag 
etwas Anderes feſtgeſetzt iſt, gehen auf die zu errichtende Königliche Behörde (F. 1) 
alle in dem durch Allerhöchſte Ordre vom 28. Februar 1845 beſtätigten Geſell⸗ 
ſchaftsſtatut und deſſen Nachträgen der Direktion, ſowie auch den Generalverſamm⸗ 
lungen und dem Ausſchuſſe beigelegten Befugniſſe über. Dieſelbe vertritt die 
Berlin⸗Hamburger Eiſenbahngeſellſchaft bezüglich aller derſelben zuſtehenden Be⸗ 
rechtigungen und obliegenden Verpflichtungen und übt namentlich alle Befugniffe 
aus, welche geſetzlich dem Vorſtande einer Aktiengeſellſchaft zustehen. 

Es verbleibt indeß in Bezug auf die Verwaltung bis zum Zeitpunkte des 
Ueberganges derſelben auf die Königliche Behörde bei der Beſtimmung des $. 47 
Nr. 13 des Geſellſchaftsſtatuts mit der Maßgabe, daß der Ausſchuß der Geſell⸗ 
ſchaft die über die Verwaltung bis zu dieſem Zeitpunkte gelegten oder je legenden 
Rechnungen zu prüfen und zu dechargiren hat. Für die Folge hat die Berlin⸗ 
Hamburger Eiſenbahngeſellſchaft ihren Sitz und Gerichtsſtand im Domizile der 
gedachten Königlichen Behörde. Gegenüber den bisherigen Prioritäts- und ſonſtigen 
Gläubigern der Berlin-Hamburger Eiſenbahngeſellſchaft behält dieſe iadeß ihren 
Gerichtsſtand in Berlin, und ſoll in dieſer Beziehung die erwähnte Königliche 
Behörde der Gerichtsbarkeit in Berlin unterworfen ſein. 

Der Ausſchuß der Geſellſchaft beſteht, ſobald der Vertrag perfekt geworden 
iſt, aus denjenigen Perſonen, welche zu dem gedachten Zeitpunkte Mitglieder des⸗ 


. 
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ſelben ſind. Die Zahl der Mitglieder wird in der Weiſe allmählich auf ſechs 
reduzirt, daß in Fällen des Ausſcheidens einzelner Mitglieder durch Tod oder 
freiwilligen Austritt eine Neuwahl unterbleibt. Im Uebrigen findet die Neuwahl 
der Mitglieder des Ausſchuſſes nach Maßgabe des Geſellſchaftsſtatuts, jedoch ohne 
Beſchränkung hinſichtlich des Wohnorts der zu wählenden Mitglieder, ſtatt. 

Zur Gültigkeit der Beſchlüſſe iſt die Anweſenheit von mindeſtens der Hälfte 
der Mitglieder erforderlich. 

Der Ausſchuß hat zugleich das Intereſſe der Berlin- Hamburger Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft gegenüber dem Staate, foweit es ſich um die Erfüllung dieſes Ver⸗ 
trages handelt, wahrzunehmen und gerichtlich und außergerichtlich zu vertreten. 

Die Ausſchußmitglieder verwalten nach $. 39 des Statuts ihr Amt un⸗ 
entgeltlich, erhalten aber für die in ihrer amtlichen Eigenſchaft im Intereſſe der 
Geſellſchaft zu unternehmenden Reiſen Diäten. 

Die ordentliche jährliche Generalverſammlung der Aktionäre der Berlin⸗ 
Hamburger Eiſenbahngeſellſchaft findet in der Regel im zweiten Quartal des Rech- 
nungsjahres ſtatt. 

$. 4. 


Der Staat gewährt den Inhabern der Aktien der Berlin⸗Hamburger Eiſen⸗ 
bahngeſellſchaft vom 1. Januar 1884 ab bis zum Eintritt der Liquidation ($. 8): 
J) eine feſte jährliche Rente von 164 Prozent des Nominalbetrages, alſo 
von 99 Mark pro Aktie à 600 Mark, welche mittelſt Abſtempelung auf 
den Aktien vermerkt wird, ſowie 
2) eine bei dieſer Abſtempelung fällig werdende einmalige baare Zuzahlung 
von 60 Mark pro Aktie. 5 
Die Zahlung der Rente erfolgt postnumerando am 2. Januar jeden 
Jahres gegen Rückgabe der bisherigen Dividendenſcheine. Nach der Fälligkeit 
des letzten derſelben werden gegen Rückgabe des bisherigen Talons Rentenkupons 
und Talons nach den anliegenden Formularen ausgereicht. Dividendenſcheine 
reſp. Rentenkupons, welche nicht innerhalb vier Jahren nach dem Fälligkeits⸗ 
termine zur Entgegennahme der Zahlung präſentirt werden, verfallen ohne Weiteres 
zum Vortheile der Penſionskaſſe der Berlin⸗Hamburger Eiſenbahnbeamten, jedoch 
mit der Maßgabe, daß die der Kaſſe zugefloſſenen Rentenbeträge, ſoweit deren 
nachträgliche Zahlung bei ſpäterer Präſentation der Zinspapiere von dem Miniſter 
der öffentlichen Arbeiten aus Billigkeitsrückſichten angeordnet werden ſollte, zurück⸗ 
zuerſtatten find. g 
§. 5. 


Den Prioritätsgläubigern der Berlin⸗Hamburger Eiſenbahngeſellſchaft bleiben 
ihre Rechte bezüglich des Berlin-Hamburger Eiſenbahnunternehmens ungeſchmälert 
vorbehalten. Der Staat wird die Berlin-Hamburger Eiſenbahn nebſt allem Be⸗ 
triebsmaterial und ſonſtigem Zubehör zunächſt als einen getrennten Vermögens⸗ 
komplex verwalten. 
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Der Staat iſt jedoch berechtigt, das geſammte Berlin-Hamburger Eiſen⸗ 
bahnunternehmen, oder einzelne Theile deſſelben mit anderen Staats- oder vom 
Staate verwalteten Eiſenbahnſtrecken zu einer gemeinſamen Verwaltung zu ver⸗ 
einigen. a 

Zur Vermeidung einer getrennten Betriebsrechnung wird feſtgeſetzt, daß für 
dieſen Fall die Berlin- Hamburger Eiſenbahn an ſämmtlichen Betriebsausgaben 
der vereinigten Bahnen in folgender Weiſe partizipirt: 

1) an den Koſten für die allgemeine Verwaltung nach Verhältniß der 

Bahnlänge; 

2) an den Koſten der Bahnverwaltung nach Maßgabe der wirklichen Aus- 

gaben; 

3) an den Koſten für die Transportverwaltung nach Verhältniß der durch⸗ 

laufenen Lokomotiv- und Wagenachskilometer. 


Im Falle der Abtrennung einzelner Theile des Unternehmens und der Ver— 
einigung derſelben mit anderen Staats- oder vom Staate verwalteten Privat⸗ 
eiſenbahnen zu einer gemeinſamen Verwaltung wird der Miniſter der öffentlichen 
Arbeiten diejenige Königliche Behörde beſtimmen, welche die Funktionen des Vor- 
ſtandes der Berlin⸗Hamburger Eiſenbahngeſellſchaft wahrzunehmen hat. 

Der Minifter der öffentlichen Arbeiten ift berechtigt, den Beginn des Rech— 
nungsjahres für das Berlin⸗Hamburger Eiſenbahnunternehmen auf einen anderen 
Zeitpunkt, als den Anfang des Kalenderjahres zu verlegen. Sofern dieſe Ver⸗ 
legung erfolgt, wird der bis zum Beginn des erſten abgeänderten Rechnungsjahres 
bereits abgelaufene Theil des Kalenderjahres dem vorhergehenden Rechnungsjahre 
zugerechnet. 86 


Der Staat iſt berechtigt, den noch unverwendeten Erlös aus der Begebung 
der Prioritäts⸗Obligationen der Berlin⸗Hamburger Eiſenbahngeſellſchaft nach Maß⸗ 
gabe des Bedürfniſſes zu verwenden. 


$. 7. 

Der Staat iſt verpflichtet, ſpäteſtens ein Jahr nach der Uebernahme der 
Verwaltung ſeitens des Staates den Inhabern von Aktien der Berlin⸗Hamburger 
Eiſenbahngeſellſchaft gegen Abtretung ihrer Rechte, d. h. gegen Einlieferung ihrer 
Aktien nebſt zugehörigen Dividendenſcheinen und Talons, Staatsfchuldverfchrei- 
bungen der vierprozentigen konſolidirten Anleihe, und zwar für je zwei Aktien 
a 600 Mark Staatsſchuldverſchreibungen zum Geſammtnennwerthe von viertaufend- 
neunhundert und fünfzig Mark nebſt laufenden Kupons anzubieten. 

Sofern bei dem Umtauſche die mit einzuliefernden Dividendenſcheine fehlen 
ſollten, werden die Kupons der Staatsſchuldverſchreibungen für die entſprechende 
Zeit zurückbehalten. Der Staat wird in Höhe der umgetauſchten Aktien Aktionär 
der Geſellſchaft und übt als ſolcher nach Maßgabe ſeines Beſitzes an Aktien das 
ſtatutariſche Stimmrecht aus. 
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Die Stimmberechtigung der Aktionäre regelt ſich von der Perfektion dieſes 
Vertrages ab in der Weiſe, daß jede Aktie Eine Stimme gewährt, wogegen die 
Vorſchriften im $. 33 Alinea 3 des Geſellſchaftsſtatuts außer Kraft treten. 

Die Bekanntmachung des Angebots erfolgt ſpäteſtens vier Wochen vor dem 
Beginne des Umtauſches in den Geſellſchaftsblättern. Dieſelbe it ſechsmal in 
Zwiſchenräumen von wenigſtens einem Monate zu wiederholen. Zu dem Um⸗ 
tauſche wird der Staat eine Friſt von mindeſtens einem Jahre bewilligen. 

Den Mitgliedern der Direktion werden die von ihnen in ihrer amtlichen 
Eigenſchaft deponirten Aktien nach dem Uebergange der Verwaltung des Berlin⸗ 
Hamburger Eiſenbahnunternehmens auf den Staat alsbald zurückgegeben. Der 
$. 39 des Geſellſchaftsſtatuts wird dahin geändert, daß jedes Mitglied des Aus⸗ 
ſchuſſes zwei Aktien beſitzen und für die Dauer ſeines Amtes deponiren muß. 
Die bisher über dieſe Zahl deponirten Aktien werden den Ausſchußmitgliedern 
alsbald nach der Perfektion dieſes Vertrages zurückgegeben. Den Mitgliedern des 
Ausſchuſſes bleiben bezüglich der von ihnen in ihrer amtlichen Eigenſchaft depo⸗ 
nirten Aktien die in dieſem Vertrage den Inhabern der Aktien eingeräumten 
Rechte bis zur Beendigung der im $. 8 vorgeſehenen Liquidation gewahrt. 


$. 8. 

Die Berlin- Hamburger Eiſenbahngeſellſchaft räumt dem Preußiſchen Staate 
das Recht ein, zu jeder Zeit, jedoch nicht vor dem Ablauf der für den Umtauſch 
der Aktien in Staatsſchuldverſchreibungen feſtzuſetzenden Friſt (§. 7), das Eigen⸗ 
thum der Berlin⸗Hamburger Eiſenbahn mit ihrem geſammten unbeweglichen und 
beweglichen Zubehör, insbeſondere mit ihrem Betriebsmaterial, überhaupt mit 
allen an dem Unternehmen der Berlin⸗Hamburger Eiſenbahn haftenden Rechten 
und Verpflichtungen zu erwerben und die Auflöſung der Berlin-Hamburger Eiſen⸗ 
bahngeſellſchaft auf Grund der nachſtehenden Beſtimmungen ohne Weiteres herbei⸗ 
zuführen. Falls der Staat ſich hierzu entſchließt, hat er: 

1) die ſämmtlichen Prioritätsanleihen, ſowie alle ſonſtigen Schulden der 
Berlin⸗Hamburger Eiſenbahngeſellſchaft als Selbſtſchuldner zu über 
nehmen; 

2) den Liquidatoren den Kaufpreis von 50 000 000 Mark unter Anrech⸗ 
nung des auf die umgetaufchten Aktien entfallenden Betrages behufs 
ſtatutenmäßiger Vertheilung an die Inhaber der Stammaktien zur Ver⸗ 
fügung zu ſtellen. 

Gleichzeitig ſind die Inhaber der Aktien durch die Geſellſchaftsblätter auf 
zufordern, binnen einer Friſt von drei Monaten ihre Aktien an die Geſellſchaftskaſſe 
gegen Empfangnahme ihres Antheils an dem Kaufpreiſe abzuliefern. 

Die nach Ablauf der angegebenen dreimonatlichen Friſt nicht abgehobenen 
Beträge werden mit der Maßgabe bei der geſetzlichen Hinterlegungsſtelle eingezahlt, 
daß die Auszahlung nur gegen Rückgabe der Aktien oder auf Grund eines die 
Aktien für kraftlos erklärenden rechtskräftigen Ausſchlußurtheils erfolgen darf. 
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Die Liquidation wird für Rechnung des Staates von der ſeitens des 
Miniſters der öffentlichen Arbeiten zu bezeichnenden Königlichen Behörde bewirkt. 

Behufs der im Falle des Eigenthumserwerbes ſeitens des Staates erforder⸗ 
lichen Uebertragung des Grundeigenthums auf den Staat ſoll derjenige Beamte 
der Berlin⸗Hamburger Verwaltung zur Abgabe der Auflaſſungserklärungen 
ermächtigt ſein, welchen in jedem einzelnen Falle das Königliche Eiſenbahn⸗ 
Kommiſſariat zu Berlin, eventuell die an deſſen Stelle getretene Eiſenbahnaufſichts⸗ 
behörde benennen wird. 

Die Berlin⸗Hamburger Eiſenbahngeſellſchaft iſt nicht berechtigt, in anderer 
Weiſe ihre Auflöſung zu beſchließen, den Gegenſtand ihres Unternehmens zu 
ändern oder auszudehnen, oder Beſtandtheile ihres Eigenthums zu veräußern oder 
zu verpfänden, Aktien zu emittiren und Anleihen aufzunehmen. 


g. 9. 


Das geſammte Beamten» und Dienſtperſonal, mit Ausnahme der Mit⸗ 
glieder und des Hülfsarbeiters der Direktion, ſowie der beiden Syndici der Berlin⸗ 
Hamburger Eiſenbahngeſellſchaft, tritt mit dem Uebergange des Unternehmens 
auf den Staat in den Dienſt der Königlichen Verwaltung über, welche die mit 
jenem Perſonal zur Zeit des Ueberganges beſtehenden Verträge zu erfüllen hat. 
Die Penſions⸗ und Unterſtützungskaſſe der Beamten der Berlin-Hamburger 
Eiſenbahngeſellſchaft bleibt nach dem betreffenden Statut beſtehen, wenn nicht mit 
Zuſtimmung der beiderſeitigen Berechtigten eine Vereinigung der genannten Kaſſe 
mit den entſprechenden Kaſſen der mit der Berlin⸗Hamburger zu einer Verwal: 
tung vereinigten Staatsbahnen oder vom Staate verwalteten Privatbahnen zu 
Stande kommt. 

Der Staat tritt in alle rückſichtlich der erwähnten Kaffe von der Berlin⸗ 
Hamburger Bahn übernommenen Verbindlichkeiten ein. Die reglementsmäßigen 
Rechte der Geſellſchaft und der Direktion werden künftig durch die mit der Ver⸗ 
waltung der Berlin⸗Hamburger Eiſenbahn beziehungsweiſe mit der Funktion des 
Vorſtandes der Geſellſchaft ($. 3) betraute Königliche Behörde ausgeübt. 

Die zeitigen Mitglieder und der Hülfsarbeiter der Direktion erhalten im 
Falle der Aufgabe der ihnen vertragsmäßig zuſtehenden Kompetenzen bei dem 
Uebergange der Verwaltung des Berlin-Hamburger Unternehmens auf den Staat 
eine ſeitens des Ausſchuſſes nach billigem Ermeſſen zu beſtimmende Abfindung. 
Dieſe Abfindung ſoll für ſſämmtliche Mitglieder und den Hülfsarbeiter der Di⸗ 
rektion den Betrag von 1 337 500 Mark nicht überſteigen und aus dem Reſerve⸗ 
fonds entnommen werden. Der vorbezeichnete Betrag ermäßigt ſich, inſofern ein 
Abkommen wegen des Uebertritts der einzelnen Mitglieder in den Staatseiſenbahn⸗ 
dienft geſchloſſen werden ſollte, um die darin zu vereinbarenden Beträge. 

Die beiden Syndici, deren Vertragsverhältniß der Ausſchuß vor dem 
Uebergang des Berlin-Hamburger Unternehmens auf den Staat kündigen wird, 
erhalten eine Abfindung im Geſammtbetrage von 60 000 Mark. 
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$. 10. 

In Gemäßheit des Vertrages vom 18. Juni 1845, betreffend die Pach⸗ 
tung der Hamburg⸗Bergedorfer Eiſenbahn und des Vertrages vom 2. Novem⸗ 
ber 1882, betreffend die Pachtung des dem Hamburgiſchen Staate gehörigen 
Theiles der Hamburg-⸗Altonaer Verbindungsbahn, hat die Berlin⸗Hamburger 
Eiſenbahngeſellſchaft dieſe dem Hamburgiſchen Staate gehörigen Eiſenbahnen 
gepachtet. Mit dem Zeitpunkte des Ueberganges der Verwaltung und des Be⸗ 
triebes des Berlin⸗Hamburger Unternehmens auf den Staat ſcheidet die Berlin⸗ 
Hamburger Eiſenbahngeſellſchaft in Vorausſetzung der Zuſtimmung des Ham— 
burgiſchen Staates aus den vorerwähnten, mit dem Hamburgiſchen Staate 
geſchloſſenen Verträgen aus, und tritt der Staat mit dem gleichen Zeitpunkte an 
ihrer Stelle mit denſelben Rechten und Pllichten in dieſe Verträge ein. 


$. 11. 
Seitens der Königlichen Staatsregierung wird die Genehmigung der Landes⸗ 
vertretung ſobald als thunlich herbeigeführt werden. 
Dieſes Abkommen wird hinfällig, wenn zu demſelben die landesherrliche 
Genehmigung nicht bis zum 1. Juni 1884 erlangt worden iſt. 
§. 12. 


Die Beſtimmungen dieſes Vertrages ſollen nach deſſen Perfektion für die 
Berlin⸗Hamburger Eiſenbahngeſellſchaft die Geltung ſtatutariſcher Beſtimmungen 
haben, ſo daß alſo dieſer Vertrag als Nachtrag zum Geſellſchaftsſtatute anzuſehen iſt. 


. 13. 


Der Staat iſt berechtigt, alle für ihn aus dieſem Vertrage hervorgehenden 
Rechte und Verpflichtungen auf das Reich zu übertragen. 


g. 14. 
Der Stempel dieſes Vertrages bleibt außer Anſatz. 
Berlin, den 29. März 1884. 


(. S) Fleck. (. S) Schmidt. (. 8) Kirchhoff. 


Die Direktion der Berlin⸗Hamburger Eiſenbahngeſellſchaft. 
(L. S.) Simon. ( 9) Neuhaus. 
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Serie e 


5 ter Reutenkupon 
für die 
Aktie MO __ der Berlin⸗Hamburger Eiſenbahngeſellſchaft. 


Mark (in Buchſtaben ) hat Inhaber dieſes 


Kupons vom 2. Januar ab aus der Kaſſe zu Berlin zu 
erheben, ſofern nicht inzwiſchen die Auflöſung der Geſellſchaft gemäß $. 8 des von 
der Berlin⸗Hamburger Eiſenbahngeſellſchaft unter dem mit dem 


Preußiſchen Staate abgeſchloſſenen Vertrages (Geſetz-Samml. de S. 
erfolgt ſein ſollte. 

Dieſer Kupon wird ungültig und werthlos, wenn er nicht binnen vier 
Jahren nach dem Fälligkeitstermine zur Zahlung präſentirt wird. 


TEE ee RR 0 er A 
(Trockenſtempel.) (Facſimile.) 
Talon 
zu der 
Aktie J der Berlin⸗Hamburger Eiſenbahngeſellſchaft. 
Der Inhaber dieſes Talons empfängt im Jahre —.— gegen Einlieferung 


deſſelben die zu der vorbezeichneten Aktie auszufertigende te Serie der Renten- 
kupons pras — bis sie einſchließlich, ſofern nicht von dem In⸗ 
haber der Aktie bei der unterzeichneten Behörde rechtzeitig Widerſpruch erhoben 
wird, in welchem Falle die Ausreichung der neuen Kupons an den Inhaber der 
Aktie erfolgt. 


— . W 18.— 
(Trockener Stempel.) (Unterſchrift in Facſimile.) 


. ̃ — — 
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Vertrag, 
betreffend 


den Uebergang der dem Großherzogthum Mecklenburg⸗Schwerin an dem 
Berlin- Hamburger Eiſenbahnunternehmen zuſtehenden finanziellen 
Betheiligung auf den Preußiſchen Staat. 


Nachdem die Königlich Preußiſche und die Großherzoglich Mecklenburg⸗ 
Schwerinſche Regierung übereingekommen ſind, daß für den Fall des Ueberganges 
des Berlin⸗Hamburger Eiſenbahnunternehmens auf den Preußiſchen Staat die 
finanzielle Betheiligung des Großherzogthums Mecklenburg-Schwerin an demſelben 
ebenfalls auf den Preußiſchen Staat übergeht, ſo haben zum Zwecke der näheren 
Vereinbarung hierüber zu Bevollmächtigten ernannt: 

Seine Majeſtät der Deutſche Kaiſer, König von Preußen: 
Allerhöchſtihren Geheimen Legationsrath Paul Reichardt, 
Allerhöchſtihren Geheimen Regierungsrath Carl Fleck, 
Allerhöchſtihren Geheimen Finanzrath Guſtav Schmidt, 
Allerhöchſtihren Regierungsrath Hermann Kirchhoff, 

und 
Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Mecklenburg— 
Schwerin: 
Allerhöchſtihren außerordentlichen Geſandten und bevollmächtigten Miniſter, 
Geheimen Legationsrath Max von Prollius, und 
Allerhöchſtihren Miniſterialrath Ernſt Ehlers, 
von welchen Bevollmächtigten, unter dem Vorbehalte der landesherrlichen Rati⸗ 
fikation, für den Eingangs erwähnten Fall folgender Vertrag abgeſchloſſen iſt: 


Artikel J. 

Die Königlich Preußiſche Regierung gewährt der Großherzoglich Medlen- 
burg⸗Schwerinſchen Regierung für die Uebertragung der dem bum 
ecklenburg-Schwerin an dem Berlins Hamburger Eiſenbahnunternehmen zu— 

ſtehenden finanziellen Betheiligung auf den Preußiſchen Staat, namentlich: 
a) für den ar auf den ihr nach dem zwiſchen der Königlich 
Preußiſchen, der Großherzoglich Mecklenburg-Schwerinſchen Regierung 
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und dem Senat der freien und Hanſeſtadt Hamburg in Geltung 
ſtehenden Staatsvertrage vom 8. November 1841, betreffend die Her⸗ 
ftellung einer Eiſenbahnverbindung zwiſchen Berlin und Hamburg, und 
deſſen Nachträgen zuſtehenden Antheil an der von der Berlin-Ham⸗ 
burger Eiſenbahngeſellſchaft zur Erhebung gelangenden Eiſenbahnabgabe, 
p) für die Befreiung von Kommunalſteuern und allen ſonſtigen Abgaben, 
ſoweit dieſelben nicht durch den Staatsvertrag vom heutigen Tage, 
betreffend die zur Zeit dem Berlin⸗Hamburger Eiſenbahnunternehmen 
angehörigen, im Mecklenburg⸗Schwerinſchen Staatsgebiete belegenen 
Eiſenbahnen, für zuläſſig erklärt ſind, 
eine Kapitalsabfindung von 4 000 000 Mark (vier Millionen Mark), welche 
binnen ſechs Monaten nach erfolgter Uebergabe des Berlin-Hamburger Eiſen⸗ 
bahnunternehmens an den Preußiſchen Staat in Schuldverſchreibungen der 
Preußiſchen vierprozentigen konſolidirten Anleihe, dieſe zum Nennwerthe gerechnet, 
zu berichtigen und von dem Ablaufe des Zeitraums ab, für welchen die Eiſen⸗ 
bahnabgabe zum letzten Male bezahlt wird, mit vier Prozent jährlich zu ver⸗ 
zinſen iſt. 
Artikel II. 


Der Preußiſche Staat iſt berechtigt, alle für ihn aus dieſem Vertrage 
hervorgehenden Rechte und Verpflichtungen auf das Reich zu übertragen. 


Artikel III. 
Der Stempel dieſes Vertrages bleibt außer Anſatz. 
So geſchehen zu Berlin, den 19. Dezember 1883. 


(L. S.) Reichardt. (L. S.) M. von Prollius. 
(L. S.) Fleck. (. S.) E. Ehlers. 

(L. S.) Schmidt. 

(. S.) Kirchhoff. 
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vertrag 
zwiſchen 
Preußen und Hamburg, betreffend den Uebergang des Eigenthums 
beziehungsweiſe der Verwaltung und des Betriebes der Hamburgiſchen 
Eiſenbahnen auf den Preußiſchen Staat. 


Nachdem die Königlich Preußiſche Regierung und der Senat der freien und 
Hanſeſtadt Hamburg übereingekommen ſind, für den Fall des Ueberganges des 
Berlin- Hamburger Eiſenbahnunternehmens auf den Preußiſchen Staat die Eiſen⸗ 
bahnverhältniſſe zwiſchen dem Königreich Preußen und der freien und Hanſeſtadt 
Hamburg anderweit zu regeln, haben zum Zwecke der näheren Vereinbarung 
hierüber zu Bevollmächtigten ernannt: 

Seine Majeſtät der Deutſche Kaiſer, König von Preußen: 
Allerhöchſtihren Geheimen Legationsrath Paul Reichardt, 
Allerhöchſtihren Geheimen Regierungsrath Karl Fleck, 
Allerhöchſtihren Geheimen Finanzrath Guſtav Schmidt, 
Allerhöchſtihren Regierungsrath Hermann Kirchhoff; 

und 

der Senat der freien und Hanſeſtadt Hamburg: 
den Senator William O' Swald, 
den Senator Dr. Eugen Lehmann, 
den Miniſterreſidenten Dr. Friedrich Krüger, 
den Syndikus Dr. Karl Leo, 

von welchen Bevollmächtigten, vorbehaltlich der Ratifikation, folgender Vertrag 
abgeſchloſſen iſt. 
Artikel 1. 


Das urſprünglich der Hamburg⸗Bergedorfer Eiſenbahngeſellſchaft gehörige 
und von dieſer nach dem Erwerb ſämmtlicher Aktien dieſer Geſellſchaft auf die 
freie und Hanſeſtadt Hamburg übergegangene Hamburg -⸗Bergedorfer Eifenbahn- 
unternehmen wird von der Letzteren in demjenigen Umfange, in welchem ſich 
daſſelbe zur Zeit im Pachtbeſitz der Berlin⸗Hamburger Eiſenbahngeſellſchaft befindet, 
mit allem beweglichen und unbeweglichen Zubehör dem Preußiſchen Staate gegen 
Zahlung von 14 000 000 Mark (vierzehn Millionen Mark) und Uebernahme der 
Aprozentigen Hamburg-Bergedorfer Prioritätsanleihe eigenthümlich abgetreten. 

Der Uebergang des Eigenthums findet mit dem Zeitpunkte ftatt, zu welchem 
der Preußiſche Staat die Verwaltung und den Betrieb des Berlin-Hamburger 
Eiſenbahnunternehmens übernimmt. 
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Von demſelben Zeitpunkt ab wird die Verzinſung und Amortiſation der 
4prozentigen Hamburg-Bergedorfer Prioritätsanleihe von dem Preußiſchen Staat, 
und zwar ohne Rückſicht auf den Tag der Fälligkeit, übernommen. 

Der Kaufpreis wird binnen ſechs Monaten nach der Uebernahme des 
Unternehmens bezahlt und vom Tage der letzteren bis zum Zahlungstage mit 
4 Prozent jährlich verzinſt. 

Artikel 2. 

Der Preußiſche Staat tritt in das geſammte Rechtsverhältniß, welches 
zwiſchen der freien und Hanſeſtadt Hamburg und der Berlin-Hamburger Eiſen— 
bahngeſellſchaft hinſichtlich des dem Hamburgiſchen Staate gehörigen Theiles der 
Hamburg- Altonaer Verbindungsbahn und der Quaigeleiſe beſteht, an Stelle der 
Berlin- Hamburger Eiſenbahngeſellſchaft ein, insbeſondere 

a) in den am 2. November 1882 vollzogenen Vertrag, betreffend die 

Pachtung des dem Hamburgiſchen Staate gehörigen Theiles der Hamburg. 
Altonaer Verbindungsbahn, und 
b) in den Vertrag vom 31. Dezember 1879, mit Nachtrag vom 31. De- 
zember 1881, betreffend den Rangirbetrieb auf den dem Hamburgiſchen 
Staate gehörigen Quaigeleiſen, 
ſoweit nicht in dem gegenwärtigen Vertrage oder in dem Staatsvertrage vom 
heutigen Tage, betreffend die im Hamburgiſchen Staatsgebiete belegenen Eifen- 
bahnen, anderweite Beſtimmungen getroffen ſind. g 

Die Verwaltung der zu den beſtehenden oder demnächſt anzulegenden Quai— 
und Hafenanlagen auf beiden Ufern der Elbe gehörigen, im Eigenthum des 
Hamburgiſchen Staates befindlichen Geleiſe und deren Verbindungen mit den 
im Hamburgiſchen Staatsgebiete mündenden Eiſenbahnen bleibt dem Hamburgiſchen 
Staate ausſchließlich vorbehalten. Für die ſpätere Erweiterung und Abänderung 
dieſer Geleiſe und der Verbindung derſelben mit den bezeichneten Eiſenbahnen 
iſt der Artikel 2 Nr. 6 letzter Abſatz des Staatsvertrages vom heutigen Tage 
maßgebend. 

Artikel 3. 
An Stelle der im F. 1 des Vertrages vom 2. November 1882 vereinbarten 


Beträge iſt eine feſte jährliche Pacht von 86 000 Mark (ſechsundachtzigtauſend Mark). 


u zahlen. 

eur Die Zahlung erfolgt in halbjährlichen Raten am 1. Oktober und 1. April 
jeden Jahres für das verfloſſene Halbjahr. Die Berechnung der obigen Pacht— 
ſumme geſchieht von dem 1. April desjenigen Jahres ab, in welchem das Berlin— 
Hamburger Eiſenbahnunternehmen auf den Preußiſchen Staat übergeht. 


Artikel 4. 
Die vertragſchließenden Regierungen behalten ſich beiderſeits eine zwei- 
jährige Kündigungsfriſt für die Auflöſung des über die Hamburg- Altonaer Ver⸗ 
bindungsbahn abgeſchloſſenen Pachtvertrages vor. Sie werden aber von dieſem 


— 
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Vorbehalt nur dann Gebrauch machen, wenn eine weſentliche Veränderung in 
den Verkehrsverhältniſſen oder in den baulichen Anlagen dieſer Bahn zur Kündigung 
Anlaß geben ſollte. Im Fall der Kündigung, welche nur zum Schluſſe eines 
Rechnungsjahres (31. März) ausgeſprochen werden kann, werden die Hohen 
Regierungen beſtrebt ſein, anderweitige Vereinbarungen zu treffen, welche geeignet 
erſcheinen, den öffentlichen Verkehr den veränderten Verhältniſſen entſprechend auf 
recht zu erhalten. 
Artikel 5. 
Der Preußiſche Staat gewährt der freien und Hanſeſtadt Hamburg an 
Stelle der Ihr 
a) nach Maßgabe des zwiſchen Preußen und Hamburg geſchloſſenen Staats⸗ 
vertrages vom 18. März 1868, betreffend die Herſtellung der Venlo⸗ 
Hamburger Eiſenbahn nebſt feſter Ueberbrückung der Elbe zwiſchen 
Harburg und Hamburg, und 
b) nach Maßgabe des zwiſchen Preußen, Mecklenburg⸗Schwerin und 
Hamburg beſtehenden Staatsvertrages vom 8. November 1841, betreffend 
die Herſtellung einer Eiſenbahnverbindung zwiſchen Berlin und Hamburg 
am rechten Elbufer, und deſſen Nachträgen 
zuſtehenden Antheile an der von der Cöln⸗Mindener beziehungsweiſe Berlin⸗ 
Hamburger Eiſenbahngeſellſchaft zu entrichtenden Abgabe 
eine baare Kapitalabfindung von 100 000 Mark (einhunderttauſend Mark). 


Artikel 6. 
Der Preußiſche Staat iſt berechtigt, alle für ihn aus dieſem Vertrage 
hervorgehenden Rechte und Verpflichtungen auf das Reich zu übertragen. 
Artikel 7. 
Diefer Vertrag tritt mit dem Zeitpunkt in Kraft, zu welchem der Preußiſche 
Staat die Verwaltung und den Betrieb der Berlin-Hamburger Eiſenbahn übernimmt. 
Artikel 8. 
Der Stempel dieſes Vertrages bleibt außer Anſatz. 
So geſchehen Berlin, den 19. Dezember 1883. 


(L. S.) Reichardt. (. S.) W. O'Swald. 
(. S.) Fleck. (L. S.) Dr. Lehmann. 
(. S.) Schmidt. (L. S.) Krüger. 

(L. S.) Kirchhoff. (. S.) Dr. Karl Leo. 


—— —e 
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Vertrag 
zwiſchen 
Preußen und der freien Hanſeſtadt Bremen , betreffend den Uebergang 
der Bremiſchen Eiſenbahnen auf den Preußiſchen Staat. 


Nachdem in Folge der Kündigung der Verträge vom 14. April 1845, die An⸗ 
legung einer Eiſenbahn von Hannover nach Bremen betreffend, vom 28. Februar 
1859 wegen Anlegung einer Eiſenbahn von Bremen nach dem Ausfluſſe der 
Geeſte, und vom 20. Mai 1870, betreffend die Betriebsführung auf der Uelzen⸗ 
Langwedel er Eiſenbahn, eine anderweite Regelung der Eiſenbahnverhältniſſe zwiſchen 
dem Königreich Preußen und der freien Hanſeſtadt Bremen erforderlich geworden 
iſt, haben zu Bevollmächtigten ernannt: 

Seine Majeſtät der Deutſche Kaiſer, König von Preußen: 
Allerhöchſtihren Geheimen Ober⸗Baurath Ernſt Grüttefien, 
Allerhöchſtihren Geheimen Regierungsrath Robert Ludwig Sipman, 
Allerhöchſtihren Geheimen Finanzrath Robert Guſtav Schmidt; 

der Senat der freien Hanſeſtadt Bremen: 
den Bürgermeiſter Carl Friedrich Chriſtian Buff, 
den Senator Dr. jur. Hermann Henrich Meier, 

von welchen Bevollmächtigten, vorbehaltlich der Ratifikation, folgender Vertrag 
abgeſchloſſen iſt. 
Artikel 1. 


Die bisher auf gemeinſchaftliche Rechnung betriebenen Eiſenbahnen von 
Wunſtorf nach Bremen und von Bremen bis zum Ausfluß der Geeſte gehen mit 
fämmtlichem beweglichen und unbeweglichen Zubehör nebſt dem zur Gemeinſchaft⸗ 
lichkeit gehörigen Betriebsmaterial (Lokomotiven, Wagen ac.) in das alleinige un 
eingeſchränkte Eigenthum des Preußiſchen Staates über. N 

Artikel 2. 

Die freie Hanſeſtadt Bremen tritt an den Preußiſchen Staat ferner zu 
Eigenthum ab: 

a) die Eiſenbahn von Uelzen nach Langwedel, 

p) die geſammten übrigen ihr gehörigen Eiſenbahnanlagen — jedoch aus— 

ſchließlich der im Artikel 3 erwähnten — 
und zwar — ad) a und b — mit allem beweglichen und unbeweglichen Zubehör 
einſchließlich der vorhandenen Trennſtücke, ſowie des Erneuerungsfonds der Uelzen- 
Langwedel er Eiſenbahn. 
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Zu den ad b abzutretenden Bahnanlagen find außerdem alle diejenigen 
von dem Bahnkörper und den Bahnhöfen getrennt liegenden Grundſtücke, ſowie 
alle diejenigen Materialien und ſonſtigen Mobilien zu rechnen, deren Beſchaffung 
a conto der betreffenden Bahnbauten erfolgt iſt. 

Die ſpezielle Abgrenzung des hiernach auf Preußen übergehenden Grund- 
eigenthums ſoll — ſoweit eine ſolche nicht bereits beſteht — demnächſt durch 
beſondere Kommiſſarien an Ort und Stelle erfolgen. 

Die freie Hanſeſtadt Bremen wird ſämmtliche Akten über den Erwerb des 
von ihr zur Herſtellung der in das Eigenthum des Preußiſchen Staates über⸗ 
gehenden Bahnanlagen angekauften oder enteigneten Grund und Bodens an die 
Preußiſche Staatseiſenbahnverwaltung herausgeben und die Auflaſſung des Eigen— 
thums auf den Preußiſchen Staat beziehungsweiſe die Umſchreibung des Eigen- 
thums auf Letzteren in den Grund- und Lagerbüchern bewirken. Dieſelbe iſt 
ferner verpflichtet, rückſtändige Abrechnungen oder ſonſtige Verpflichtungen, welche 
etwa noch Dritten gegenüber aus der Bauzeit beſtehen, insbeſondere Grund— 
erwerbsregulirungen, Prozeſſe ꝛc. auf ihre Koſten zur Erledigung zu bringen. 


Artikel 3. 
Von der Eigenthumsübertragung (Artikel 2 Litt. b) bleiben ausgeſchloſſen: 
1) der Bahnhof Bremerhaven bis zur Weſtſeite des Niveauüberganges an 
der Gasanſtalt, J 
2) der Weſerbahnhof und der Neuſtadtbahnhof zu Bremen nebſt den Ver⸗ 
bindungsſtrecken zwiſchen denſelben und der Weſerbahn bis zur Süd⸗ 
weſtſeite des Stephanithorsüberganges, ſowie 5 
3) die Anſchlußgeleiſe für die Gasanſtalt und den Schlachthof in Bremen, 
ſoweit dieſelben auf dem zu dieſen Anſtalten gehörigen Grunde liegen, 
und das Anſchlußgeleiſe für die Strafanſtalt zu Oslebshauſen. 

Die Preußiſche Staatseiſenbahnverwaltung übernimmt indeß dauernd die 
Führung des Betriebes auch auf dieſen im Bremiſchen Eigenthume verbleibenden 
Bahnanlagen in dem bisherigen Umfange. Die dieſerhalb zur Zeit beſtehenden 
Separatabkommen über die Verrechnung der Koſten bleiben, ſoweit dieſelben nicht 
durch den vorliegenden Vertrag beziehungsweiſe durch den Staatsvertrag vom 
heutigen Tage, betreffend die im Bremiſchen Staatsgebiete belegenen Preußiſchen 
Eiſenbahnen, eine Aenderung erfahren, bis auf Weiteres mit der Maßgabe in 
Kraft, daß der Preußiſche Staat in die Stelle der bisherigen Preußiſch-Bremiſchen 
Gemeinſchaft eintritt, dergeſtalt, daß Einnahmen und Ausgaben beziehentlich 
Leiſtungen, welche bisher der Gemeinſchaft angerechnet wurden, künftighin auf 
Preußen allein fallen. i 

Die bisher von Bremen ſelbſt bewirkte bauliche Unterhaltung der für den 
Eiſenbahnbetrieb beſtimmten Anlagen auf dem Weſerbahnhofe bei Bremen, vom 
Stephanithorsübergange ab gerechnet, ſowie auf dem Bahnhofe Bremerhaven ſoll 
indeß hinfort von der Preußiſchen Staatseiſenbahnverwaltung nach ihrem Ermeſſen 
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Bahnhof Bremen. 
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für Rechnung Bremens bewirkt werden. In Betreff umfaſſenderer Erneuerungen 
erfolgt eine vorgängige Verſtändigung mit Bremen. 

Falls Preußen dazu übergehen ſollte, auf dem linken Weſerufer, etwa am 
Woltmershauser Kanal, Anlagen zur Vermittelung des Uebergangsverkehrs zwiſchen 
Weſer und Eiſenbahn einzurichten, wird die freie Hanſeſtadt Bremen der Preußi⸗ 
ſchen Eiſenbahnverwaltung für den gedachten Zweck die Mitbenutzung des Neuſtadt⸗ 
bahnhofes und der im Bremiſchen Eigenthume befindlichen Anſchlußſtrecken gegen 
eine dem Verkehrsumfange entſprechende Betheiligung an der Verzinſung des 
Anlagekapitals, ſowie an den Koſten der Unterhaltung und Erneuerung des 
Oberbaues geſtatten, beziehungsweiſe inſoweit die Benutzung des Neuſtadtbahnhofes 
und der Anſchlußſtrecken vertragsmäßig der Großherzoglich Oldenburgiſchen Eijen- 
bahnverwaltung überwieſen iſt, den zwiſchen Preußen und Oldenburg wegen jener 
Mitbenutzung zu treffenden Verabredungen ſeinerſeits nicht entgegen ſein. 


Artikel 4. 


Die Preußiſche Regierung übernimmt es, den Hauptbahnhof in Bremen 
dem Verkehrsbedürfniſſe entſprechend umzubauen und für die Zwecke des Venlo— 
Hamburger Verkehrs miteinzurichten. INK: 

Die nähere Feſtſtellung des Umbauprojektes ſowohl in eiſenbahntechniſcher 
wie in eiſenbahnpolizeilicher Beziehung ſteht lediglich der Königlich Preußiſchen 
Regierung zu, während in landespolizeilicher Beziehung diejenigen Anforderungen 
Bremens, welche in dem unter dem 20. November 1883 landespolizeilich ge— 
nehmigten Umbauprojekte und in der landespolizeilichen Verhandlung, de dato 
Bremen den 16. November 1883, Ausdruck gefunden haben, maßgebend ſein ſollen. 

Wenn bei dem hiernach vorzunehmenden Umbau die Koſten der Herſtellung 
neuer oder der Abänderung beſtehender Wegeunterführungen, einſchließlich der 
dazu gehörigen Rampenanlagen, den Betrag von 1000 000 Mark überſteigen 
ſollten, ſo hat die freie Hanſeſtadt Bremen die Mehrkoſten, ſofern dieſelben nicht 
mehr als höchſtens fünfzehn Prozent jener Summe betragen, zur Hälfte zu über⸗ 
nehmen beziehungsweiſe zu erſtatten. Etwaige weitere Mehrkoſten der Wege⸗ 
unterführungen nebſt Rampenanlagen, ſowie ferner alle diejenigen Mehrauf— 
wendungen, welche bei dem projektirten Bahnhofsumbau etwa durch nachträgliche, 
über den Rahmen des unter dem 20. November 1883 genehmigten Umbauprojektes 
hinausgehende Anforderungen Bremens bedingt werden möchten, ſind von Bremen 
allein zu tragen. 

Desgleichen hat Bremen die Koſten, welche durch Aenderungen an der 
Weſerbahn in ihrer Erſtreckung von dem Uebergange an der Düſternſtraße bis 
zum Stephanithorsübergange, einſchließlich beider, auf Grund nachträglicher 
Bremiſcher Anforderungen nothwendig werden ſollten, allein zu übernehmen. 
Indeſſen wird Preußen, ſofern dieſe Aenderungen für die Preußiſche Staats⸗ 
eiſenbahnverwaltung Erſparniſſe an den Koſten der Bahnbewachung herbeiführen, 
einen Zuſchuß leiſten, welcher dem kapitaliſirten Betrage dieſer Erſparniſſe entſpricht. 
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Die Unterhaltung, Beleuchtung und Reinigung der Straßen und Kom— 
munikationswege unter den Bahnüberführungen wird von der freien Hanſeſtadt 
Bremen übernommen. Daſſelbe gilt von dem Bahnhofsvorplatze in Bremen; 
etwaige Veränderungen des letzteren, welche zugleich den Bahnhofsverkehr berühren, 
bedürfen der vorherigen Zuſtimmung der Preußiſchen Staatseiſenbahnverwaltung. 

Soweit der zu dem projektirten Umbau der Bahnhofsanlagen in Bremen 
dauernd oder vorübergehend erforderliche Grund und Boden ſich im Eigenthume 
der freien Hanſeſtadt Bremen befindet, wird derſelbe dem Preußiſchen Staate 
unentgeltlich zum Eigenthum abgetreten beziehungsweiſe, ſoweit nur eine vorüber⸗ 
gehende Benutzung deſſelben erforderlich iſt, für die Dauer dieſer Benutzung un— 
entgeltlich überlaſſen. 

Sofern nach projektmäßiger Vollendung des in Ausſicht genommenen 
Umbaues des Bahnhofes Bremen künftighin auf Grund Bremiſcher Anforderungen 
Erweiterungen und Umbauten deſſelben erforderlich werden ſollten, hat die freie 
Hanſeſtadt Bremen die Koſten dieſer Erweiterungen und Umbauten an Preußen 
zu erſtatten. Auch wird die freie Hanſeſtadt Bremen bei etwaigen künftigen 
Erweiterungen und Umbauten des Bahnhofes, welche für Zwecke der Eiſenbahn⸗ 
verwaltung erfolgen möchten, eine Vergütung für öffentliche Wege und Plätze, 
welche hierbei zu Bahnzwecken Verwendung finden müſſen, nicht in Anſpruch 
nehmen, ſofern der für die abzutretenden Flächen etwa erforderliche Erſatz in 
natura von Preußen beſchafft wird. i 

Die zur Zeit auf dem Bahnareale bei Bremen befindlichen ſtädtiſchen 
Abzugskanäle, Gas- und Waſſerleitungsrohre werden daſelbſt erhalten beziehungs⸗ 
weile, ſofern deren Beſeitigung im Intereſſe der Eiſenbahnverwaltung erforderlich 
werden ſollte, Preußiſcherſeits durch gleichwerthige Anlagen derſelben Art erſetzt 
werden. Behufs Reparirens und Reinigens dieſer Anlagen iſt den Bremiſchen 
Beamten und Arbeitern der Zutritt zum Bahnhofe und die Ausführung ſolcher 
Arbeiten inſoweit zu geſtatten, als ſolches nach dem Ermeſſen der Eiſenbahn⸗ 
verwaltung ohne Störung des Betriebes angängig erſcheint. Die desfallſigen 
Koſten ſind Bremiſcherſeits zu tragen. Auch hat bei Unfällen, welche den be 
treffenden Beamten und Arbeitern gelegentlich der Ausführung dieſer Arbeiten 
zuſtoßen möchten, die freie Hanſeſtadt Bremen der Preußiſchen Staatseiſenbahn⸗ 
verwaltung die auf Grund des Haftpflichtgeſetzes etwa zu gewährenden Ent⸗ 
ſchädigungsbeträge zu erſtatten, inſofern nicht die Veranlaſſung des Unfalls auf 
einem Verſchulden der Eiſenbahnverwaltung oder der Beamten derſelben beruht. 


Artikel 5. 


Der Bahnhof Bremerhaven wird nach Maßgabe eines von Preußen Vabnhef Bremerhaven. 
aufzuſtellenden Projekts, deſſen Ausführungskoſten — abgeſehen von den Koſten 
des Grunderwerbes — ſich indeſſen innerhalb des Betrages von 105 000 Mark 
halten ſollen, von Preußen auf Koſten der freien Hanſeſtadt Bremen umgebaut 
beziehungsweiſe erweitert. Der erforderliche Grund und Boden wird Bremifcher- 
ſeits unentgeltlich zur Dispoſition geſtellt. 
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Die Koſten etwaiger ſpäterer Erweiterungen des Bahnhofs Bremerhaven 
find, inſoweit die neuen Anlagen lediglich im Intereſſe der Eiſenbahnverwaltung 
erforderlich werden, Preußiſcherſeits zu tragen; jedoch wird die freie Hanſeſtadt 
Bremen den hierzu erforderlichen, in ihrem Eigenthum befindlichen Grund und 
Boden, und zwar ſofern derſelbe zur Zeit der Anforderung nicht bebaut iſt, un⸗ 
entgeltlich, ſofern ſich bauliche Anlagen darauf befinden, gegen angemeſſene Ent⸗ 
ſchädigung für die letzteren zur Dispoſition ſtellen. Dieſe Beſtimmung bezieht 
ſich insbeſondere auf die Staatsländereien zwiſchen dem jetzigen Stationsgebäude 
und der Schifferſtraße. Die freie Hanſeſtadt Bremen wird ohne vorherige Ver⸗ 
ſtändigung mit der Preußiſchen Staatseiſenbahnverwaltung dieſe Ländereien weder 
veräußern, noch bebauen oder bebauen laſſen. 

Falls die freie Hanſeſtadt Bremen Aenderungen der beſtehenden Hafen⸗ 
anlagen in Bremerhaven beſchließen ſollte, wird ſie die bezüglichen Projekte der 
Preußiſchen Staatseiſenbahnverwaltung zur Kenntniß bringen und, inſoweit durch 
die beabſichtigten Hafenbauten gleichzeitig Aenderungen der Bahnanlagen bedingt 
fein follten, über die Projekte mit der Staatseiſenbahnverwaltung vorab ſich ver⸗ 
ſtändigen. Auch wird vor Verpachtung von Lagerplätzen, ſowie vor Anlegung 
von Lagerſchuppen und Löſchvorrichtungen, ſofern dieſe Plätze oder Anlagen mit 
den Geleisanlagen im Zuſammenhange ſtehen, die freie Hanſeſtadt Bremen ſich 
vergewiſſern, daß vom Standpunkte der Staatseiſenbahnverwaltung Bedenken 
hiergegen nicht beſtehen. 

Artikel 6. 

Nach Maßgabe des zwiſchen der Großherzoglich Oldenburgiſchen Regierung 
und dem Senate der freien Hanſeſtadt Bremen über die Anlegung und den 
Betrieb einer Eiſenbahn von Oldenburg nach Bremen auf Bremiſchem Gebiete 
abgeſchloſſenen Staatsvertrages vom 8. März 1864 ſteht der Großherzoglich Olden⸗ 
burgiſchen Staatseiſenbahnverwaltung die Mitbenutzung der Weſerbahn und des 
Hauptbahnhofes in Bremen für die Zwecke der Bremen - Oldenburger Bahn zu. 

Die Königlich Preußiſche Regierung iſt gehalten, dieſe Mitbenutzung auch 
fernerhin zuzulaſſen und den dieſerhalb der freien Hanſeſtadt Bremen vertraglich 
obliegenden Verpflichtungen ihrerſeits nachzukommen. Dagegen eedirt die freie 
Hanſeſtadt Bremen an den Preußiſchen Staat alle Anſprüche vermögensrechtlicher 
Natur, welche ihr aus der Mitbenutzung der genannten Bahnanlagen ſeitens der 
Großherzoglich Oldenburgiſchen Regierung gegen die letztere zuſtehen. 

Die freie Hanſeſtadt Bremen erklärt ſich ferner damit einverſtanden, daß 
ſeitens der Königlich Preußiſchen Regierung eine direkte Verſtändigung mit der 
Großherzoglich Oldenburgiſchen Regierung über die Modalitäten der Mitbenutzung, 
ſowie über die dafür zu zahlenden Entſchädigungen getroffen wird. 


Artikel 7. 


Die freie Hanſeſtadt Bremen verzichtet zu Gunſten des Preußiſchen Staates 
auf das ihr nach Artikel 5 des mit der Cöln-Mindener Eiſenbahngeſellſchaft 
unter dem 2/10. November 1871 abgeſchloſſenen Vertrages zustehende Recht auf 
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den Heimfall derjenigen Ländereien, welche ſie der gedachten Eiſenbahngeſellſchaft 
für Zwecke der Venlo-Hamburger Bahn unentgeltlich überlaſſen hat. 

Das Eigenthum dieſer Ländereien, zu welchen auch das an der Stadtfeite 
des Hauptbahnhofes am breiten Wege belegene Bahnhofsareal mit dem darauf 
befindlichen Venlo- Hamburger Güterſchuppen Nr. 12 zu rechnen ift, wird an den 
Preußiſchen Staat definitiv abgetreten. Es bleibt hiervon jedoch dasjenige ſeiner⸗ 
zeit an die Cöln⸗Mindener Eiſenbahngeſellſchaft zur Anlage einer Reparatur⸗ 
werkſtatt überwieſene, thatſächlich indeß für Bahnzwecke nicht benutzte Terrain, 
welches rechts und links der Venlo-Hamburger Bahn von Kilometer 239,25 bis 
Kilometer 239,75 gelegen iſt, ausgeſchloſſen, während andererſeits die freie Hanſe— 
ſtadt Bremen an Preußen auch diejenigen Grundſtücke mit übereignet, welche 
ſeinerzeit zum Zwecke der Anlage einer Verbindungsbahn zwiſchen den Güter⸗ 
bahnhöfen der Wunftorf- Bremen - Geefte- und der Venlo - Hamburger Bahn 
Bremiſcherſeits erworben worden find. 

Die Königlich Preußiſche Regierung ift in der Dispofition über das von 
der freien Hanſeſtadt Bremen der Cöln⸗Mindener Eiſenbahngeſellſchaft ſeinerzeit 
überwieſene Terrain und ebenſo in der Dispoſition über den ſeitens der genannten 
Eiſenbahngeſellſchaft anderweit freihändig oder im Enteignungswege erworbenen 
Grund und Boden keinen anderen als den allgemeinen geſetzlichen Beſchränkungen 
unterworfen. 

Die auf dieſem Areale befindlichen Abzugskanäle, Gas- und Waſſerleitungs⸗ 
rohre ſollen ohne Zuſtimmung der freien Hanſeſtadt Bremen nicht beſeitigt werden. 


Artikel 8. 


Für die Abtretung der geſammten vorſtehend bezeichneten Eigenthums- und 
ſonſtigen Rechte gewährt der Preußiſche Staat der freien Hanſeſtadt Bremen eine 
Kapitalabfindung von 36 000 000 Mark, welche zum Betrage von 20 000 000 Mark 
am 2. Januar 1885, zum Betrage von 16000 000 Mark am 1. Auguſt 1885 
baar zu berichtigen und vom 1. April 1883 ab bis zu den gedachten Zahlungs- 
tagen in vierteljährlichen Terminen zu 4 Prozent zu verzinſen iſt. 

Der Königlich Preußiſchen Regierung bleibt jedoch vorbehalten, die Zahlung 
dieſer Kapitalsbeträge unter Fortgewähr der Verzinſung über die vorbezeichneten 
Termine hinaus zu verſchieben. Will ſie von dieſem Vorbehalte Gebrauch 
machen, ſo hat ſie dem Senate der freien Hanſeſtadt Bremen eine entſprechende 
Erklärung zugehen zu laſſen, und zwar in Betreff der erſten Rate bis ſpäteſtens 
zum 15. September 1884 einſchließlich, in Betreff der zweiten Rate bis 1 9 5185 
zum 15. April 1885 einſchließlich. It dies hinſichtlich einer oder beider Kapitals⸗ 
raten geſchehen, ſo hat die Königlich Preußiſche Regierung, ſobald ſie die Zahlung 
der Kapitalsbeträge leiſten will, dem Senate der freien Hanſeſtadt Bremen 
wenigſtens 3 Monate und 14 Tage vor den Zahlungsterminen, von denen indeß 
der Termin für die Rate von 20 000 000 Mark nur auf den erſten Wochentag 
eines Kalenderquartals, der Termin für die Rate von 16 000 000 Mark nur 
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auf den erſten Wochentag des zweiten Monats eines Kalenderquartals beſtimmt 
werden darf, davon Mittheilung zu machen. 

Vom 1. April 1883 ab überläßt die freie Hanſeſtadt Bremen dem 
Preußiſchen Staate die volle und uneingeſchränkte Nutzung der nach den Beſtim⸗ 
mungen dieſes Vertrages in das Preußiſche Eigenthum übergehenden Anlagen 
und Werthe, während bis zum 31. März 1883 einſchließlich für die Betheiligung 
Bremens an den Erträgniſſen der Wunſtorf⸗Bremer und Bremen-Geeftebahn, 
ſowie an denjenigen der Langwedel⸗Uelzener Eiſenbahn die ſeitherigen Vertrag 
vereinbarungen maßgebend ſein ſollen. i 


Artikel 9. 


Nach Maßgabe der Vereinbarung im Jahre 1854 beziehungsweiſe nach 
dem Schlußprotokolle zu dem Vertrage vom 28. Februar 1859, betreffend den 
Bau und Betrieb der Bremen-Geeſtebahn, zu F. 20 werden die bisher aus der 
gemeinſchaftlichen Kaſſe der Wunſtorf⸗Bremen⸗Geeſtebahnen gezahlten Beamten⸗ 
penfionen vom 1. April 1883 ab auf die eigene und ausſchließliche Rechnung 
desjenigen der beiden kontrahirenden Staaten übernommen, in deſſen Dienſten 
die betreffenden Beamten zur Zeit ihrer Penſionirung geſtanden haben. 

Den von der freien Hanſeſtadt Bremen angeſtellten Beamten, welche zur 
Zeit der Perfektion dieſes Vertrages beim Betriebe der Wunftorf-Bremen- Geeite- 
bahnen eine etatsmäßige Stelle bekleiden, wird der Uebertritt in den Königlich 
Preußiſchen Staatsdienſt geſtattet. 

I. Denjenigen dieſer Beamten, welche von dieſer Befugniß Gebrauch 
machen, wird für den Fall ihrer Penſionirung, welche nur nach vorgängiger 
Benachrichtigung des Senats der freien Hanſeſtadt Bremen erfolgen ſoll, bei der 
Berechnung ihres Ruhegehaltes die bis zu ihrem Uebertritte bereits zurückgelegte 
penſionsfähige Dienſtzeit mit in Anrechnung gebracht. Daſſelbe geſchieht bei der 
Berechnung der den Hinterbliebenen dieſer Beamten zuſtehenden Wittwen⸗ und 
Waiſengelder. = 

Von den hiernach zu ermittelnden wan beziehungsweiſe Wittwen⸗ 
und Waiſengeldern wird die freie Hanſeſtadt Bremen der Königlich Preußiſchen 
Regierung denjenigen Theil erſtatten, welcher dem Verhältniß der vor dem 
1. April 1883 liegenden Dienſtzeit zu der in Anſatz gebrachten Geſammtdienſtzeit 
des betreffenden Beamten entſpricht. Falls jedoch der in Ruheſtand zu verſetzende 
Beamte bis zu ſeinem Eintritte in den Bremiſchen Dienſt ſich in Preußiſchen 
Dienſten befand, ſoll die frühere Dienſtzeit, inſoweit ſie ohne die Unterbrechung 
durch den Bremiſchen Dienſt dem Beamten nach Preußiſchem Geſetze in An⸗ 
rechnung hätte gebracht werden müſſen, zur einen Hälfte der Bremiſchen, zur 
anderen Hälfte der Preußiſchen Dienſtzeit hinzugerechnet werden. 

Sofern das nach Preußiſchen Grundſätzen feſtzuſtellende Ruhegehalt den 
Betrag nicht erreicht, welcher nach Bremiſchen Geſetzen für den Fall der Pen⸗ 
fionirung zum 1. April 1883 zu zahlen geweſen wäre, wird der letztere Betrag 
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als Ruhegehalt gewährt. Die hierbei gegen das nach Preußiſchen Geſetzen zu 
zahlende Ruhegehalt ſich ergebende Differenz wird ſeitens der freien Hanſeſtadt 
Bremen getragen beziehungsweiſe erſtattet, und nur der den Preußiſchen Be⸗ 
ſtimmungen entſprechende Betrag auf beide Staaten nach Maßgabe der obigen 
Vereinbarungen pro rata der Dienſtzeit vertheilt. 

Diejenigen in den Preußiſchen Staatsdienſt übertretenden Bremiſchen 
Beamten, welche Theilnehmer der Bremiſchen Wittwenanſtalt für bürgerliche 
Beamte ſind, bleiben, wenn ſie binnen drei Monaten nach Inkrafttreten des 
dieſen Vertrag genehmigenden Preußiſchen Landesgeſetzes durch eine ſchriftliche 
Erklärung für ihre etwaigen künftigen Hinterbliebenen auf das in den 89.7 ff. 
des Preußiſchen Geſetzes, betreffend die Fürſorge für die Wittwen und Waiſen 
der unmittelbaren Staatsbeamten, vom 20. Mai 1882 (Preußiſche Geſetz-Samml. 
S. 298 ff.) beſtimmte Wittwen- und Waiſengeld verzichten, von Entrichtung der 
im F. 3 des letzteren Geſetzes beſtimmten Wittwen⸗ und Waiſengeldbeiträge frei. 
Andernfalls ſind ſie berechtigt, aus der Bremiſchen Wittwenanſtalt für bürgerliche 
Beamte auszuſcheiden. 

Die vorſtehend sub I vereinbarten Grundſätze finden gleichmäßige An- 
wendung auf den im Bremiſchen Staatsdienſte als Vorſtand der Eiſenbahnbau⸗ 
Inſpektion angeſtellten höheren Baubeamten, welchen die Preußiſche Regierung 
unter thunlicher Berückſichtigung ſeiner gegenwärtigen Gehaltsverhältniſſe in den 
Preußiſchen Staatseiſenbahndienſt zu übernehmen ſich bereit erklärt. 

II. Diejenigen von der freien Hanſeſtadt Bremen etatsmäßig angeſtellten 
Beamten der Wunſtorf-Bremen-Geeſtebahnen, welche von dem Rechte des Ueber⸗ 
tritts in den Königlich Preußiſchen Staatsdienſt keinen Gebrauch machen, ver- 
bleiben Bremiſche Beamte und werden von der freien Hanſeſtadt Bremen der 
Preußiſchen Staatseiſenbahnverwaltung, welcher letzteren ſie alsdann disziplinariſch 
unterſtellt ſind, zur Dienſtleiſtung überwieſen. Die perſönlichen Verhältniſſe 
dieſer Beamten werden nach Maßgabe der Bremiſchen Geſetze in der bisher 
üblichen Weiſe geregelt. Sofern Verſetzungen der Bremiſchen Beamten außer 
Landes aus dienſtlichen Rückſichten, insbeſondere in Folge der Vereinfachung des 
Betriebes auf den Bahnhöfen in Bremen, erforderlich werden ſollten, wird die 
freie Hanſeſtadt Bremen auf Antrag der Königlich Preußiſchen Staatseifenbahn- 
verwaltung die gewünſchten Verſetzungen vornehmen; die Preußiſche Staatseiſen⸗ 
bahnverwaltung wird derartige Verſetzungen nur in thunlichſt geringem Umfange 
in Antrag bringen. 1 

Die Kompetenzen der zur Dienſtleiſtung überwieſenen Bremiſchen Beamten 
werden, ſofern deren Zahlung nicht direkt Preußiſcherſeits übernommen wird, der 
freien Hanſeſtadt Bremen von Preußen erſtattet. Die Penſionirung dieſer 
Beamten, ſowie die Feſtſtellung der den Hinterbliebenen derſelben zu gewährenden 
Benefizien erfolgt nach den Bremiſchen Geſetzen. Zu den hiernach zu zahlenden 
Wittwen⸗ und Waiſengeldern wird Preußiſcherſeits ein Beitrag nicht geleiſtet / 
dagegen wird der freien Hanſeſtadt Bremen von dem Ruhegehalte derjenige 
Betrag erſtattet, welcher nach den obigen Beſtimmungen Preußiſcherſeits zu 
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zahlen fein würde, wenn der betreffende Beamte von dem Rechte des Uebertritts 
in den Preußiſchen Staatsdienſt Gebrauch gemacht hätte. 

III. Den Bremiſcherſeits angenommenen Diätarien, welche zur Zeit der 
Perfektion dieſes Vertrages beim Betriebe der Wunſtorf-Bremen⸗Geeſtebahnen 
beſchäftigt ſind, wird ſeitens der freien Hanſeſtadt Bremen das Dienſtverhältniß 
gekündigt; dieſelben werden jedoch auf ihren Wunſch ſeitens der Königlich Preußi⸗ 
ſchen Staatseiſenbahnverwaltung ohne Schmälerung ihres bisherigen Dienſt⸗ 
einkommens und unter Berückſichtigung der von ihnen zurückgelegten Dienſtzeiten 
weiter beſchäftigt werden, ſofern dies das Intereſſe des Dienſtes zuläßt. Wenn 
dieſe Beamten demnächſt einen Penſionsanſpruch erwerben, ſo erfolgt die Feſt⸗ 
ſtellung des Ruhegehaltes, beziehungsweiſe die antheilige Uebernahme deſſelben 
ſeitens der beiden Regierungen nach denſelben Grundſätzen, welche bezüglich der⸗ 
jenigen etatsmäßigen Bremiſchen Beamten, die von dem zu offerirenden Uebertritt 
in den Königlich Preußiſchen Staatsdienſt Gebrauch machen, oben feftgeftellt find. 


Artikel 10. 
e Frühen Folgende Verträge, nämlich: 
1 1) der Vertrag zwiſchen Hannover und Bremen vom 14. April 1845, 
die Anlegung einer Eiſenbahn von Hannover nach Bremen betreffend, 

2) der Vertrag zwiſchen Hannover und Bremen vom 28. Februar 1859 
wegen Anlegung einer Eiſenbahn von Bremen nach dem Ausfluſſe 
der Geeſte, 

3) der Staatsvertrag zwiſchen Preußen und der freien Hanſeſtadt Bremen 
vom 17. Juli 1870 wegen Herſtellung einer Eiſenbahn von Uelzen 
nach Langwedel, 

4) der Vertrag zwiſchen der freien Hanſeſtadt Bremen und der Magde 
burg⸗Halberſtädter Eiſenbahngeſellſchaft vom 20. Mai 1870 wegen der 
Uebernahme des Betriebes auf der Eiſenbahn Uelzen-Langwedel, 

treten nebſt ſämmtlichen dazu ergangenen Schlußprotokollen, Nachtragsverein⸗ 
barungen und Separatabkommen, ſoweit letztere nicht nach den Beſtimmungen 
dieſes Vertrages bis auf Weiteres Geltung behalten ſollen, außer Kraft. 


Artikel 11. 


Stempel. Der Stempel dieſes Vertrages bleibt außer Anſatz. 
Die zur Uebertragung des der freien Hanſeſtadt Bremen gehörigen, den 
Gegenſtand dieſes Vertrages bildenden Eigenthums, insbeſondere des Grundeigen⸗ 
thums auf den Preußiſchen Staat erforderlichen Verhandlungen vor den Gerichten 
und Verwaltungsbehörden genießen Stempel- und Gebührenfreiheit. Auch wird 
für dieſe Uebertragung weder eine Veräußerungs- noch ſonſt eine ſtaatliche Abgabe 
erhoben werden. 
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Artikel 12. 


Der Preußiſche Staat iſt berechtigt, alle für ihn aus dieſem Vertrage 
hervorgehenden Rechte und Verpflichtungen auf das Reich zu übertragen. 


So geſchehen Berlin, den 30. November 1883. 


(L. S.) Ernſt Grüttefien. 
(. S.) Robert Ludwig Sipman.“ 
(L. S.) Robert Guftav Schmidt. 


(L. S.) Carl Friedr. Chr. Buff. 
(L. S.) Hermann Henrich Meier. 


Vertrag, 
betreffend 


den Uebergang des Tilſit-Inſterburger Eiſenbahnunternehmens 
auf den Staat. 


Vom 18/7. Dezember 1883. 


Zbiſchen der Königlichen Staatsregierung, vertreten durch den Geheimen 
Regierungsrath Fleck und den Regierungsrath Kirchhoff als Kommiſſarien des 
Miniſters der öffentlichen Arbeiten und die Geheimen Finanzräthe Schmidt und 
Lehnert als Kommiſſarien des Finanzminiſters, einerſeits, und dem Verwaltungs⸗ 
rath der Tilſit⸗Inſterburger Eiſenbahngeſellſchaft andererſeits, ift unter dem Vor⸗ 
behalte der landesherrlichen Genehmigung, ſowie nach erfolgter Zuſtimmung der 
Generalverſammlung der Aktionäre der vorgenannten Eiſenbahngeſellſchaft folgender 
Vertrag abgeſchloſſen worden: 


6. 1. 

5 Die Tilſit⸗Inſterburger Eiſenbahngeſellſchaft tritt an den Preußiſchen Staat 

ihr geſammtes bewegliches und unbewegliches Vermögen mit allen ihr zuſtehenden 

Rechten und obliegenden Verpflichtungen zu vollem Eigenthum ab. Es gehen 

daher außer den Bahnanlagen nebſt Zubehör, den Dienſtwohngebäuden und 
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Dispoſitionsgrundſtücken, ſämmtliche Fonds der Geſellſchaft, die Materialien⸗ 
beſtände, die Betriebsmittel, fowie alle dem Tilſit⸗Inſterburger Eiſenbahn⸗ 
unternehmen zuſtehenden Rechte und Gerechtigkeiten ohne irgend welche Ausnahme 
auf den Preußiſchen Staat über. 


g §. 2. 

Der für die Abtretung dieſer Rechte (§. 1) vom Staate zu zahlende Kauf- 
preis beträgt 3 889 000 Mark. 

Außerdem übernimmt der Staat die 43 prozentige Prioritätsanleihe, ſowie 
alle ſonſtigen Schulden der Tilſit⸗Inſterburger Eiſenbahngeſellſchaft als Selbſt⸗ 
ſchuldner. | 

$. 3. 


Mit dem 1. des zweiten auf die Perfektion dieſes Vertrages folgenden 
Monats erfolgt die Auflöſung der Tilſit⸗Inſterburger Eiſenbahngeſellſchaft. 

Die Liquidation wird für Rechnung des Staates von der ſeitens des 
Miniſters der öffentlichen Arbeiten zu bezeichnenden Königlichen Behörde bewirkt. 


$. 4. 

Der Staat iſt verpflichtet, vom Tage der Auflöſung der Geſellſchaft an 
den Inhabern von Aktien der Tilſit⸗Inſterburger Eiſenbahngeſellſchaft gegen Ab- 
tretung ihrer Rechte, d. h. gegen Einlieferung ihrer Aktien nebſt zugehörigen 
Dividendenſcheinen und Talons eine Abfindung anzubieten, und zwar: 

a) für je zwei Stammaktien & 300 Mark Staatsſchuldverſchreibungen der 

vierprozentigen konſolidirten Anleihe zum Nennwerthe von Einhundert 
und fünfzig Mark mit Zinsſcheinen für die Zeit vom 1. Januar 1884; 
b) für je eine Stamm⸗Prioritätsaktie à 600 Mark Staatsſchuldverſchreibungen 
der vierprozentigen konſolidirten Anleihe zum Nennwerthe von je Sechs⸗ 
hundert Mark mit Zinsſcheinen für die Zeit vom 1. Januar 1884. 
; Die Bekanntmachung des Angebots erfolgt ſpäteſtens vierzehn Tage vor 
dem Beginne des Umtauſches in den Geſellſchaftsblättern. Dieſelbe iſt ſechsmal 
in Zwiſchenräumen von wenigſtens einem Monate zu wiederholen. Zu dem 
Umiauſche wird der Staat eine Friſt von einem Jahre bewilligen. 


5. 5. 

Diäeer Scagt iſt verpflichtet, ein Jahr nach erfolgter Auflöfung der Geſell⸗ 
ſchaft der mit der Liquidation beauftragten Behörde den Kaufpreis für die Ab⸗ 
tretung des Unternehmens ($. 2) unter Anrechnung des auf die umgetauſchten 
Aktien entfallenden Betrages ($. 4) behufs ſtatutenmäßiger Vertheilung an die 
Inhaber der Aktien zur Verfügung zu ſtellen. 

Gleichzeitig ſind die Inhaber der Aktien durch die Geſellſchaftsblätter auf⸗ 
zufordern, binnen einer Friſt von drei Monaten ihre Aktien an die Geſellſchafts⸗ 
kaſſe gegen Empfangnahme ihres Antheils an dem Kaufpreiſe abzuliefern. 
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Die nach Ablauf der angegebenen dreimonatlichen Friſt nicht abgehobenen 
Beträge werden mit der Maßgabe bei der geſetzlichen Hinterlegungsſtelle eingezahlt, 
daß die Auszahlung nur gegen Rückgabe der Aktien oder auf Grund eines die 
Aktien für kraftlos erklärenden rechtskräftigen Ausſchlußurtheils erfolgen darf. 


F. 6. 

Die Uebergabe des Kaufobjekts wird am 1. des zweiten auf die Per⸗ 
fektion dieſes Vertrages folgenden Monats bewirkt. 

Es ſoll jedoch bereits vom 1. Januar 1884 ab Verwaltung und Betrieb 
der Tilſit⸗Inſterburger Eiſenbahn für Rechnung des Staates erfolgen, ſo daß 
alſo die Intraden der Bahn ſchon von dieſem Tage ab dem Staate zufallen. 

Die Tilſit⸗Inſterburger Eiſenbahngeſellſchaft, welche in der Zwiſchenzeit die 
Verwaltung im Intereſſe des Staates in bisheriger Weiſe durch ihren Ver⸗ 
waltungsrath führen läßt, wird ſich folgeweiſe in allen wichtigen Angelegenheiten 
der vorgängigen Zuſtimmung des Miniſters der öffentlichen Arbeiten verſichern. 

Die Geſellſchaft verpflichtet ſich, alsbald nach der Uebergabe des Kauf⸗ 
objekts das noch Erforderliche zur Uebertragung des Geſellſchaftseigenthums an 
den Staat zu veranlaſſen. Behufs der erforderlichen Uebertragung des Grund⸗ 
eigenthums auf den Staat ſoll derjenige Beamte der Tilſit⸗Inſterburger Ver 
waltung zur Abgabe der Auflaſſungserklärung ermächtigt ſein, welchen in jedem 
einzelnen Falle das Königliche Eiſenbahnkommiſſariat zu Breslau, eventuell die 
an deſſen Stelle getretene Eiſenbahnaufſichtsbehörde benennen wird. ’ 


$. 7. | ne 

Sofern die für das Betriebsjahr 1883 auf die Stamm⸗Prioritätsaktien 
reſpektive Stammaktien zu zahlende Dividende zur Zeit der Auflöſung der Geſell⸗ 
ſchaft noch nicht feſtgeſtellt ſein ſollte, wird dieſelbe von dem Verwaltungsrathe 
in bisheriger ſtatutmäßiger Weiſe feſtgeſtellt. 

Auf die Dividendenſcheine ſpäterer Betriebsfahre wird, da die Geſellſchaft 
inzwiſchen in die Liquidation eingetreten iſt, eine Dividende nicht mehr gezahlt.“ 

In Bezug auf die Verwaltung des Unternehmens bis zum Zeitpunkte des 
Ueberganges deſſelben auf den Staat verbleibt es bei der Beſtimmung des 9. 50 
des Geſellſchaftsſtatuts mit der Maßgabe , daß die Repiſoren die von dem Ver- 
waltungsrath über die Verwaltung bis zu dieſem Zeitpunkte gelegten oder zu 
legenden Rechnungen zu prüfen und zu dechargiren haben. e 

Der Verwaltungsrath hat das Intereſſe der Tilſit⸗Inſterburger Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft gegenüber dem Staate, ſoweit es ſich um die Erfüllung dieſes Ver⸗ 
trages handelt, wahrzunehmen und gerichtlich und außergerichtlich zu vertreten. 

Bis zur Beendigung der Liquidation der Geſellſchaft wird der Verwaltungs— 
rath alljährlich in bisheriger ſtatutenmäßiger Weiſe gewählt. Einer Deponirung 
von Aktien der Geſellſchaft ſeitens der Mitglieder des Verwaltungsraths, ſowie 
einer Neuwahl für ausſcheidende Mitglieder (F. 47 der Statuten) bedarf es ferner- 
hin nicht mehr. B 
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Zur Gültigkeit der Beſchlüſſe des Verwaltungsraths iſt die Anweſenheit der 
Hälfte der Mitglieder erforderlich. 


$. 8. 

Das geſammte Beamten» und Dienſtperſonal der Tilſit⸗Inſterburger Eiſen⸗ 
bahngeſellſchaft, mit Ausnahme des Betriebsdirektors der Tilſit-Inſterburger Eijen- 
bahngeſellſchaft, tritt mit dem Uebergange des Unternehmens auf den Staat in 
den Dienſt der Königlichen Verwaltung über, welche die mit jenem Perſonal zur 
Zeit des Ueberganges beſtehenden Verträge zu erfüllen hat. 

Die Beamtenpenſions- und Unterſtützungskaſſe der Tilſit-Inſterburger Eifen- 
bahn bleibt nach dem betreffenden Reglement beſtehen, wenn nicht mit Zuſtim⸗ 
mung der beiderſeitigen Berechtigten eine Vereinigung der genannten Kaſſe mit 
den entſprechenden Kaſſen der mit der Tilfit-Infterburger zu einer Verwaltung 
nn Staatsbahnen oder vom Staate verwalteten Privatbahnen zu Stande 
ommt. 

Der Staat tritt in alle rückſichtlich der erwähnten Kaffe von der Tilfit- 
Inſterburger Eiſenbahngeſellſchaft übernommenen Verbindlichkeiten ein. Die regle⸗ 
mentsmäßigen Rechte der Geſellſchaft und des Verwaltungsraths werden künftig 
durch die zur Verwaltung der Tilſit⸗Inſterburger Eiſenbahn eingeſetzte Königliche 
Behörde ausgeübt. 

Die zeitigen wirklichen Mitglieder des Verwaltungsraths erhalten an Stelle 
der ihnen ſtatutenmäßig zuſtehenden Remuneration, welche ihnen zuletzt für das 
Jahr 1884 gewährt wird, eine einmalige Geſammtabfindung von 36 000 Mark. 

Der zeitige Betriebsdirektor erhält im Falle der Aufgabe der ſämmtlichen 
ihm nach dem ion vom 22. November 1882 zuftehenden Rechte und Kom— 
petenzen bei dem Uebergange der Verwaltung des Tilſit⸗Inſterburger Unternehmens 
auf den Staat eine einmalige baare Abfindung von 125 000 Mark. 

Dieſe Abfindungen ſollen aus dem Erneuerungsfonds entnommen werden. 

Die für den zeitigen Betriebsdirektor beſtimmte Abfindung ermäßigt ſich, 
inſofern ein Abkommen wegen des Uebertritts deſſelben in den Staatseiſenbahn— 
dienſt geſchloſſen werden ſollte, um den darin zu vereinbarenden Betrag. 


8.9: 
Seitens der Königlichen Staatsregierung wird die Genehmigung der Lan- 
desvertretung ſobald als thunlich herbeigeführt werden. 
Dieſes Abkommen wird hinfällig, wenn zu demſelben die landesherrliche 
Genehmigung nicht bis zum 1. Juni 1884 erlangt worden iſt. 


$. 10. 

Die Beſtimmungen dieſes Vertrages ſollen nach deſſen Perfektion für die 
Tilſit⸗Inſterburger Eiſenbahngeſellſchaft die Geltung ſtatutariſcher Beſtimmungen 
haben, fo daß alſo dieſer Vertrag als Nachtrag zum Geſellſchaftsſtatute anzu- 
ſehen iſt. 5 
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F. 11. 
Der Staat iſt berechtigt, alle für ihn aus dieſem Vertrage hervorgehenden 
Rechte und Verpflichtungen auf das Reich zu übertragen. 
$. 12. 
Der Stempel dieſes Vertrages bleibt außer Anſatz. 
Berlin, den 27. Dezember 1883. 


(L. S.) Fleck. (L. S.) Schmidt. 
(L. S.) Kirchhoff. (L. S.) Lehnert. 
Tilſit, den 18. Dezember 1883. 
Der Verwaltungsrath der Tilſit-Inſterburger Eiſenbahngeſellſchaft. 


v. Simpſon. Kleffel. Korn. Moritz Simon. 
W. L. Hertslet. 


Vertrag, 


betreffend 


den Uebergang des Oels-Gneſener Eiſenbahnunternehmens 
auf den Staat. 


Vom 6./12. März 1884. 


Jviſchen der Königlichen Staatsregierung, vertreten durch den Geheimen Regie⸗ 
rungsrath Dr. Micke und den Regierungsrath Kirchhoff als Kommiſſarien des 
Miniſters der öffentlichen Arbeiten, und den Geheimen Ober⸗Finanzrath Dr. Rüdorff 
und den Geheimen Finanzrath Schmidt als Kommiſſarien des Finanzminiſters, 
einerſeits, und der Direktion der Oels⸗Gneſener Eiſenbahngeſellſchaft andererſeits, 
iſt unter dem Vorbehalte der landesherrlichen Genehmigung, ſowie nach erfolgter 
Zuſtimmung der Generalverſammlung der Aktionäre der genannten Eifenbahn- 
geſellſchaft vom 23. Februar 1884 folgender Vertrag abgeſchloſſen worden: 


1 


Die Oels⸗Gneſener Eiſenbahngeſellſchaft überträgt die Verwaltung und den 
Betrieb ihres ganzen Unternehmens ohne irgend welche Beſchränkung auf ewige 
Zeiten an den Staat. Zu dieſem Zwecke übergiebt die Direktion der Oels— 

Gef. Samınf. 1884. (Nr. 8990) 28 


— 12 — 


Gneſener Eiſenbahngeſellſchaft die Verwaltung und den Beſitz des geſammten 
beweglichen und unbeweglichen Vermögens der Geſellſchaft, ſowie die Beſtände 
aller zum Vermögen der Geſellſchaft gehörigen oder von der Direktion der Geſell⸗ 
ſchaft verwalteten, für die Zwecke des Unternehmens beſtimmten Fonds an die 
vom Staate zur Verwaltung deſſelben einzuſetzende Königliche Behörde. 


$. 2. 

Die Uebergabe wird am 1. des zweiten, auf die Perfektion des Vertrages 
folgenden Monats bewirkt. 

Die Oels⸗Gneſener Eiſenbahngeſellſchaft, welche in der Zwiſchenzeit die Ver— 
waltung in bisheriger Weiſe durch ihre Direktion führen läßt, wird ſich von der 
Unterzeichnung dieſes Vertrages ab in allen wichtigen Angelegenheiten der vor- 
gängigen Zuſtimmung des Miniſters der öffentlichen Arbeiten verſichern. 


$: 3. 

Soweit nicht geſetzliche Vorſchriften entgegenſtehen, oder durch dieſen Vertrag 
etwas Anderes feſtgeſetzt iſt, gehen auf die zu errichtende Königliche Behörde (F. 1) 
alle in den durch Allerhöchſte Order vom 17. Juni 1872 beſtätigten Geſellſchafts⸗ 
ſtatuten und deren Nachträgen der Direktion, ſowie auch den Generalverfamm- 
lungen und dem Aufſichtsrathe beigelegten Befugniſſe über. Dieſelbe vertritt die 
Oels⸗Gneſener Eiſenbahngeſellſchaft bezüglich aller derſelben zuſtehenden Berechti⸗ 
gungen und obliegenden Verpflichtungen und übt namentlich alle Befugniſſe aus, 
welche geſetzlich dem Vorſtande einer Aktiengeſellſchaft zuſtehen. 

Es verbleibt indeß in Bezug auf die Verwaltung des Oels-Gneſener Eiſen— 
bahnunternehmens bis zu dem Zeitpunkte, an welchem das Eigenthum an dem- 
ſelben auf den Staat übergeht ($. 7), bei der Beſtimmung des $. 36 Nr. 8 
reſp. $. 21 Nr. 3 der Geſellſchaftsſtatuten mit der Maßgabe, daß der Aufſichts⸗ 
rath die von der Direktion über die Verwaltung bis zu dieſem Zeitpunkte gelegten 
oder zu legenden Rechnungen zu prüfen und zu dechargiren hat. 

Für die Folge hat die Oels⸗Gneſener Eiſenbahngeſellſchaft ihren Sitz und 
Gerichtsſtand im Domizile der gedachten Königlichen Behörde. Gegenüber den 
bisherigen Prioritäts⸗ und fonftigen Gläubigern der Oels⸗Gneſener Eiſenbahn⸗ 
gar behält dieſe indeß ihren Gerichtsſtand in Breslau, und ſoll in dieſer 

eziehung die erwähnte Königliche Behörde der Gerichtsbarkeit in Breslau unter- 
worfen ſein. 

Der Aufſichtsrath der Geſellſchaft beſteht, ſobald der Vertrag perfekt ge 
worden iſt, aus denjenigen Perſonen, welche zu dem gedachten Zeitpunkte Mit- 
glieder deſſelben ſind. Die Zahl der Mitglieder wird in der Weiſe allmählich auf 
ſechs reduzirt, daß in Fällen des Ausſcheidens einzelner Mitglieder durch Tod oder 
freiwilligen Austritt eine Neuwahl unterbleibt. Im Uebrigen findet die Neuwahl 
der Mitglieder des Aufſichtsraths nach Maßgabe der Geſelſchaftsstatuten ſtatt. 

Zur Gültigkeit der Beſchlüſſe iſt die Anweſenheit von mindeſtens der Hälfte 
der Mitglieder erforderlich. 
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Der Aufſichtsrath hat zugleich das Intereſſe der Oels⸗Gneſener Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft gegenüber dem Staate, ſoweit es ſich um die Erfüllung dieſes Ver⸗ 
trages handelt, wahrzunehmen und gerichtlich und außergerichtlich zu vertreten. 

Die ordentliche jährliche Generalverſammlung der Aktionäre der Oels⸗ 
Gneſener Eiſenbahngeſellſchaft findet in der Regel im zweiten Quartale des Rechnungs⸗ 


jahres ſtatt. 
$. 4. 


Den bisherigen Prioritätsgläubigern der Oels-Gneſener Eiſenbahngeſellſchaft 
bleiben ihre Rechte bezüglich des Oels-Gneſener Eiſenbahnunternehmens ungeſchmälert 
vorbehalten. Der Staat wird die Oels-Gneſener Eiſenbahn nebſt allem Betriebs⸗ 
material und ſonſtigem Zubehör zunächſt als einen getrennten Vermögenskompler 
verwalten. 

Der Staat iſt jedoch berechtigt, das geſammte Oels-Gneſener Eiſenbahn⸗ 
unternehmen oder einzelne Theile deſſelben mit anderen Staats- oder vom Staate 
verwalteten Eiſenbahnſtrecken zu einer gemeinſamen Verwaltung zu vereinigen. 

Zur Vermeidung einer getrennten Betriebsrechnung wird feſtgeſetzt, daß für 
dieſen Fall die Oels-Gneſener Eiſenbahn an ſämmtlichen Betriebsausgaben der 
vereinigten Bahnen in folgender Weiſe partizipirt: 

1) an den Koſten für die allgemeine Verwaltung nach Verhältniß der 

Bahnlänge; 
2) an den Koften der Bahnverwaltung nach Maßgabe der wirklichen 
Ausgaben; 

3) an den Koſten für die Transportverwaltung nach Verhältniß der durch— 

laufenen Lokomotiv- und Wagenachskilometer. 

Im Falle der Abtrennung einzelner Theile des Unternehmens und der Ver- 
einigung derſelben mit anderen Staats- oder vom Staate verwalteten Privat⸗ 
eiſenbahnen zu einer gemeinſamen Verwaltung wird der Miniſter der öffentlichen 
Arbeiten diejenige Königliche Behörde beſtimmen, welche die Funktionen des Vor⸗ 
ſtandes der Oels-Gneſener Eiſenbahngeſellſchaft Ae e hat. 

Der Miniſter der öffentlichen Arbeiten iſt berechtigt, den Beginn des 
Rechnungsjahres für das Oels-Gneſener Eiſenbahnunternehmen auf einen anderen 
Zeitpunkt als den Anfang des Kalenderjahres zu verlegen. Sofern dieſe Ver⸗ 
legung erfolgt, wird der bis zum Beginn des erſten abgeänderten Rechnungs- 
jahres bereits abgelaufene Theil des Kalenderjahres dem vorhergehenden Rechnungs⸗ 
jahre zugerechnet. Ss 


Der Staat iſt berechtigt, den noch unverwendeten Erlös aus der Begebung 
der Prioritäts-Obligationen der Oels-Gneſener Eiſenbahngeſellſchaft nach Maßgabe 
des Bedürfniſſes zu verwenden. 8 N 

N 


Der Staat ift verpflichtet, ſpäteſtens ſechs Monate nach der Uebernahme 
der Verwaltung ſeitens des Staates den Inhabern von Aktien der Oels-Gneſener 
(Nr. 8090.) 28* 
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Eiſenbahngeſellſchaft gegen Abtretung ihrer Rechte, d. h. gegen Einlieferung ihrer 
Aktien und Dividendenſcheine für das Jahr 1884 und die folgenden Jahre nebſt 
Talons eine Abfindung anzubieten, und zwar: 
a) für je zwei Stammaktien à 300 Mark Staatsſchuldverſchreibungen der 
vierprozentigen konſolidirten Anleihe zum Nennwerthe von einhundert und 
fünfzig Mark mit Zinsſcheinen für die Zeit vom 1. Januar 1884; 

b) für je eine Prioritäts-Stammaktie à 600 Mark Staatsſchuldverſchrei⸗ 
bungen der vierprozentigen konſolidirten Anleihe zum Nennwerthe von 
vierhundert und fünfzig Mark nebſt Zinsſcheinen für die Zeit vom 
1. Januar 1884. 

Für jeden fehlenden Dividendenſchein einer Stammaktie ſind 12 Mark 
und für jeden fehlenden Dividendenſchein einer Prioritäts⸗Stammaktie find 
30 Mark einzuzahlen. Dieſer Betrag wird inſoweit reſpektive erſt dann zurück⸗ 
gezahlt, wenn feſtgeſtellt iſt, daß auf den betreffenden Dividendenſchein eine 
Dividende nicht entfallen iſt, reſpektive wenn der betreffende Dividendenſchein nicht 
innerhalb der Verjährungsfriſt präſentirt iſt. 0 

Der Staat wird in Höhe der umgetauſchten Aktien Aktionär der Geſellſchaft 
und übt als ſolcher nach Maßgabe feines Beſitzes an Aktien das ſtatutariſche 
Stimmrecht aus. 

Die Bekanntmachung des Angebots erfolgt ſpäteſtens vier Wochen vor 
dem Beginn des Umtauſches in den Geſellſchaftsblättern. Dieſelbe iſt ſechsmal 
in Zwiſchenräumen von wenigſtens einem Monate zu wiederholen. 

Zu dem Umtauſche wird der Staat eine Friſt von mindeſtens einem Jahre 
bewilligen. 

Den Mitgliedern der Direktion werden die von ihnen in ihrer amtlichen 
Eigenſchaft deponirten Aktien nach dem Uebergange der Verwaltung des Oels— 
Gneſener Eiſenbahnunternehmens auf den Staat alsbald zurückgegeben. 

Der F. 32 der Geſellſchaftsſtatuten wird dahin abgeändert, daß jedes Mit⸗ 
glied des Aufſichtsraths für die Folge zwei Prioritäts⸗Stammaktien beſitzen und 
für die Dauer ſeines Amtes deponiren muß. Die bisher über dieſe Zahl depo⸗ 
nirten Aktien werden den Auffichtsrathsmitgliedern alsbald nach der Perfektion 
dieſes Vertrages zurückgegeben. Den Mitgliedern des Aufſichtsraths bleiben 
bezüglich der von ihnen in ihrer amtlichen Eigenſchaft deponirten Aktien die in 
dieſem Vertrage den Inhabern der Aktien eingeräumten Rechte bis zur Beendigung 
der im F. 7 vorgeſehenen Liquidation gewahrt. 

8 77 

Die Oels-Gneſener Eiſenbahngeſellſchaft räumt dem Staate das Recht ein, 
zu jeder Zeit, jedoch nicht vor dem Ablauf der für den Umtauſch der Aktien 
feftgefegten Stift ($. 6), das Eigenthum der Oels⸗Gneſener Eiſenbahn mit ihrem 
geſammten unbeweglichen und beweglichen Zubehör, insbeſondere mit ihrem 
Betriebsmaterial, überhaupt mit allen an dem Unternehmen der Oels⸗-Gneſener 
Eiſenbahn haftenden Rechten und Verpflichtungen zu erwerben und die Auflöſung 
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der Oels-Gneſener Eiſenbahngeſellſchaft auf Grund der nachſtehenden Beſtimmun⸗ 
gen ohne Weiteres herbeizuführen. 
Falls der Staat ſich hierzu entſchließt, hat er: 


1) die Prioritätsanleihe, ſowie alle ſonſtigen Schulden der Oels⸗Gneſener 
Eiſenbahngeſellſchaft als Selbſtſchuldner zu übernehmen 


2) den Liquidatoren den Kaufpreis von 2000 000 Mark unter Anrechnung 
des auf die umgetauſchten Aktien entfallenden Betrages behufs ſtatuten⸗ 
mäßiger Vertheilung an die Inhaber der Aktien zur Verfügung zu ſtellen. 


Gleichzeitig ſind die Inhaber der Aktien durch die Geſellſchaftsblätter auf⸗ 
zufordern, binnen einer Friſt von drei Monaten ihre Aktien an die Geſellſchafts⸗ 
kaſſe gegen Empfangnahme ihres Antheils an dem Kaufpreis abzuliefern. 

Die nach Ablauf der angegebenen dreimonatlichen Friſt nicht abgehobenen 
Beträge werden mit der Maßgabe bei der geſetzlichen Hinterlegungsſtelle eingezahlt, 
daß die Auszahlung nur gegen Rückgabe der Aktien oder auf Grund eines die 
Aktien 2 kraftlos erklärenden rechtskräftigen Ausſchlußurtheils erfolgen darf. 

ie Liquidation erfolgt für Rechnung des Staates durch die vom Miniſter 
der öffentlichen Arbeiten zu bezeichnende Königliche Behörde. 

Behufs der im Falle des Eigenthumserwerbes ſeitens des Staates erforder⸗ 
lichen Uebertragung des Grundeigenthums auf den Staat ſoll derjenige Beamte 
der Oels⸗Gneſener Verwaltung zur Abgabe der Auflaſſungserklärungen ermächtigt 
ſein, welchen in jedem einzelnen Falle das Königliche Eiſenbahnkommiſſariat zu 
Breslau eventuell die an deſſen Stelle getretene Eiſenbahn⸗Aufſichtsbehörde be⸗ 
nennen wird. . 

Die Oels-⸗Gneſener Eiſenbahngeſellſchaft iſt nicht berechtigt, in anderer 
Weiſe ihre Auflöſung zu beſchließen, den Gegenſtand ihres Unternehmens zu 
ändern oder auszudehnen, oder Beſtandtheile ihres Eigenthums zu veräußern oder 
zu verpfänden, Aktien zu emittiren und Anleihen aufzunehmen. 


$ 8. 

Das geſammte Beamten- und Dienftperfonal mit Ausnahme der Mit- 
glieder der Direktion der Oels-Gneſener Eiſenbahngeſellſchaft tritt mit der Ueber- 
nahme des Betriebes des Unternehmens ſeitens des Staates in den Dienſt der 
Königlichen Verwaltung über, welche die mit jenem Perſonal zur Zeit des Ueber- 
ganges beſtehenden Verträge zu erfüllen hat. 

Die Beamtenpenſions- und Unterſtützungskaſſe der Oels⸗Gneſener Eiſenbahn⸗ 
beamten bleibt nach dem betreffenden Reglement beſtehen, wenn nicht mit Zu- 
ſtimmung der beiderſeitigen Berechtigten eine Vereinigung der genannten Kaſſe mit 
den entſprechenden Kaſſen der mit der Oels-Gneſener zu einer Verwaltung vereinigten 
Staatsbahnen oder vom Staate verwalteten Privatbahnen zu Stande kommt. 

Der Staat tritt nach Uebernahme des Eigenthums des Oels-Gneſener 
Eiſenbahnunternehmens in alle rückſichtlich der erwähnten Kaſſe von der Oels⸗ 
Gneſener Bahn übernommene Verbindlichkeiten ein. Die reglementsmäßigen 

(Nr. 8990.) 5 
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Rechte der Gefellfchaft und der Direktion werden künftig durch die mit der Ver⸗ 
waltung der Oels-Gneſener Eiſenbahn beziehungsweiſe mit der Funktion des Vor⸗ 
ſtandes der Geſellſchaft (§. 3) betraute Königliche Behörde ausgeübt. 

Die zeitigen Mitglieder der Direktion erhalten im Falle der Aufgabe der 
ihnen vertragsmäßig zuſtehenden Kompetenzen bei dem Uebergange der Verwaltung 
des Oels-Gneſener Unternehmens auf den Staat eine ſeitens des Aufſichtsraths 
nach billigem Ermeſſen zu beſtimmende Abfindung. Dieſe Abfindung ſoll für 
ſämmtliche Mitglieder der Direktion den Betrag von 250 000 Mark nicht über⸗ 
ſteigen und aus dem Reſerve⸗ reſpektive Erneuerungsfonds entnommen werden. 
Der vorbezeichnete Betrag ermäßigt ſich, inſofern ein Abkommen wegen des 
Uebertritts der einzelnen Mitglieder in den Staatseiſenbahndienſt geſchloſſen werden 
ſollte, um die darin zu vereinbarenden Beträge. 

§. 9. 

Seitens der Königlichen Staatsregierung wird die Genehmigung der 
Landesvertretung ſobald als thunlich herbeigeführt werden. 

Dieſes Abkommen wird hinfällig, wenn zu demſelben die landesherrliche 
Genehmigung nicht bis zum 1. Juni 1884 erlangt worden iſt. 

§. 10. 

Die Beſtimmungen dieſes Vertrages ſollen nach deſſen Perfektion für die 
Oels⸗Gneſener Eiſenbahngeſellſchaft die Geltung ſtatutariſcher Beſtimmungen haben, 
ſo daß alſo dieſer Vertrag als Nachtrag III zum Geſellſchaftsſtatute anzuſehen iſt. 

F. 11. 

Der Staat ift berechtigt, alle für ihn aus dieſem Vertrage hervorgehenden 

Rechte und Verpflichtungen auf das Reich zu übertragen. 
§. 12. 
Der Stempel dieſes Vertrages bleibt außer Anſatz. 


Berlin, den 12. März 1884. 
(L. S.) Dr. Micke. (L. S.) Rüdorff. 
(L. 8.) Kirchhoff. (L. S.) Schmidt. 
Breslau, den 6. März 1884. 
Oels-Gneſener Eiſenbahngeſellſchaft. 
Die Direktion. 
(L. S.) Grapow. Schulz. 
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Staatsvertrag 
zwiſchen 
Preußen und Mecklenburg⸗Schwerin betreffend die zur Zeit dem Berlin- 
Hamburger Eiſenbahnunternehmen angehoͤrigen, im Mecklenburg⸗ 
Schwerinſchen Staatsgebiete belegenen Eiſenbahnen. 


Nachdem zwiſchen der Königlich Preußiſchen und der Großherzoglich⸗Mecklenburg⸗ 
Schwerinſchen Regierung für den Fall des Ueberganges des Berlin-Hamburger 
Eiſenbahnunternehmens auf den Preußiſchen Staat vereinbart iſt, die finanzielle 
Betheiligung des Großherzogthums Mecklenburg⸗Schwerin an demſelben ebenfalls 
auf den Preußiſchen Staat übergehen zu laſſen, haben zum Zwecke der hierdurch 
erforderlich gewordenen Verabredungen zu Bevollmächtigten ernannt: 


Seine Majeſtät der Deutſche Kaiſer, König von Preußen: 
Allerhöchſtihren Geheimen Legationsrath Paul Reichardt, 
Allerhöchſtihren Geheimen Regierungsrath Carl Fleck, 
Allerhöchſtihren Geheimen Finanzrath Guſtav Schmidt, 
Allerhöchſtihren Regierungsrath Hermann Kirchhoff, 

und 
Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Mecklenburg— 
Schwerin: 
Allerhöchſtihren außerordentlichen Geſandten und bevollmächtigten Miniſter 
Geheimen Legationsrath Max von Prollius und 
Allerhöchſtihren Miniſterialrath Ernſt Ehlers, 
von welchen Bevollmächtigten, unter dem Vorbehalte der landesherrlichen Rati- 
fikation, folgender Vertrag abgeſchloſſen iſt: 
Artikel J. 


Die Großherzoglich Mecklenburg-Schwerinſche Regierung erklärt ſich damit 
einverſtanden, daß der Preußiſche Staat das Eigenthum an dem Berlin-Ham- 
burger Eiſenbahnunternehmen erwirbt. f 

Die zur Uebertragung des im Großherzoglich Mecklenburg⸗Schwerinſchen 
Staatsgebiete befindlichen Eigenthums der Berlin-Hamburger Eiſenbahngeſellſchaft 
auf den Preußiſchen Staat erforderlichen gerichtlichen (Grundbuchs-) Verhand⸗ 
lungen genießen Stempelfreiheit und, ſoweit die Gebühren nicht nach dem be 
ſtehenden Recht in kommunale Kaſſen fließen, auch Gebührenfreiheit. 
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Artikel II. 


Die Landeshoheit über die im Großherzoglichen Gebiete belegenen, zur 
Zeit dem Berlin⸗Hamburger Eiſenbahnunternehmen angehörigen Eiſenbahnſtrecken 
bleibt der Großherzoglichen Regierung vorbehalten und wird hinfort unter Be⸗ 
obachtung der nachſtehenden Beſtimmungen ausgeübt werden: 


1) Die allgemeine Landespolizei und die W b in Bezug auf alle 
Vorgänge auf dem Bahnkörper verbleiben den Mecklenburg⸗Schwerin⸗ 
ſchen Behörden. 

2) Die Bahnpolizei wird in Gemäßheit des jeweilig gültigen Bahnpolizei⸗ 
reglements für die Eiſenbahnen Deutſchlands von den Organen der 
Eiſenbahnverwaltung ausgeübt. Die hiermit betrauten, im Groß⸗ 
herzogthum Meli ug⸗ Schwer ſtationirten Beamten ſind auf Prä⸗ 
ſentation der Bahnverwaltung von der kompetenten Mecklenburgiſchen 
Behörde in Eid und Pflicht zu nehmen. Auch ſind die ſeitens der 
Königlich Preußiſchen Staatseiſenbahnverwaltung in Eid und Pflicht 
5 Bahnpolizeibeamten als ſolche ohne Weiteres im Gebiete 

es Großherzogthums legitimirt. 

3) Die Handhabung der allgemeinen Sicherheitspolizei liegt hinſichtlich der 
im Großherzogthume belegenen Eiſenbahnſtrecken den betreffenden Mecklen⸗ 
burgiſchen Behörden ob. 

Dieſelben werden den Bahnpolizeibeamten auf deren Anſuchen 
bereitwillig Unterſtützung leiſten. 

4) Der Preußiſche Staat bleibt nach Uebernahme der Berlin⸗Hamburger 
Eiſenbahn von Staats-, Kommunal- und ſonſtigen Abgaben innerhalb 
des Mecklenburg ⸗Schwerinſchen Gebietes, vorbehaltlich der Entrichtung 
der Grundſteuer und anderer dinglichen Laſten, ſoweit ſolche nach der 
em Landesgeſetzgebung von der Geſellſchaft zu übernehmen find, 

eit. 

Sofern dieſer Vereinbarung zuwider Steuern oder Abgaben zur 
Erhebung gelangen ſollten, hat die Großherzogliche Regierung die 
hierfür geleiſteten Ausgaben zu erſtatten. 

Bei einer Veränderung der Steuergeſetzgebung des Großherzog⸗ 
thums ſollen die auf Mecklenburg⸗Schwerinſchem Gebiete liegenden, 
zur Zeit der Berlin⸗Hamburger Eiſenbahngeſellſchaft gehörigen Grund⸗ 
ſtücke, ſoweit deren Belaſtung mit Grundſteuern nach den beſtehenden 
Vereinbarungen zuläſſig erſcheint, nach den gleichen Grundſätzen be⸗ 
handelt werden, wie die übrigen Liegenſchaften des Großherzogthums. 

5) Auf die Tarifbildung, auf die Art und Weiſe der Beförderung, ſowie 
auf die Feſtſtellung des Fahrplanes für die zur Zeit dem Berlin⸗ 
Hamburger Eiſenbahnunternehmen angehörigen Eiſenbahnen ſteht der 
Großherzoglichen Regierung eine Einwirkung nicht zu, jedoch ſoll bei 


* 


Li 


— 19 — : 


wichtigeren Veränderungen der das Gebiet des Großherzogthums Mecklen— 
burg⸗Schwerin betreffenden Gütertarife und Fahrpläne der Berlin⸗ 
Hamburger Eiſenbahn die Großherzogliche Regierung zuvor gehört 
werden. Als wichtigere Veränderungen der für Mecklenburg⸗Schwerin 
in Betracht kommenden Gütertarife ſind namentlich diejenigen beſonderen 
Veränderungen der Tarife der auf Mecklenburgiſchem Gebiete belegenen 
Strecken der Berlin⸗Hamburger Eiſenbahn anzusehen, hinſichtlich deren 
nach der Preußiſchen Geſetzgebung die Anhörung des Landeseiſenbahn— 
raths beziehungsweiſe des Bezirkseiſenbahnraths oder der künftig etwa 
an deren Stelle tretenden Beiräthe eintritt. 

Für die Aufhebung von Stationen und Halteſtellen, für die 
Neuerrichtung derſelben innerhalb des Mecklenburg⸗Schwerinſchen Ge⸗ 
bietes, ſowie für die Einſtellung des Betriebes auf den jetzt innerhalb 
des Großherzogthums betriebenen Strecken der Berlin⸗Hamburger Eiſen⸗ 
bahn iſt die Zuſtimmung der Großherzoglichen Regierung erforderlich. 

Im Uebrigen werden die ſtaatlichen Aufſichtsrechte über Ver⸗ 
waltung und Betrieb der Berlin⸗Hamburger Eiſenbahn von dem 
Preußiſchen Staate ausſchließlich ausgeübt. 


6) Die Erwerbung des zu etwaigen künftigen Erweiterungen des im 


Mecklenburg⸗Schwerinſchen Gebiete belegenen Theiles der Berlin— 
Hamburger Eiſenbahn erforderlichen Grund und Bodens und die zu 
den gleichen Zwecken etwa erforderliche vorübergehende Benutzung 
fremder Grundſtücke geſchieht, ſoweit eine gütliche Vereinbarung unter 
den Betheiligten nicht zu erreichen iſt, nach den Beſtimmungen des für 
dieſe Bahn innerhalb des Großherzogthums geltenden Expropriations⸗ 
geſetzes vom 6. Januar 1842. 


7) An den im Mecklenburgiſchen Gebiete belegenen Strecken der zur Zeit 


zum Berlin-Hamburger Eiſenbahnunternehmen gehörigen Bahnen ſollen 
nur die Hoheitszeichen des Großherzogthums angebracht werden. 


8) Der Großherzoglichen Regierung bleibt vorbehalten, die Handhabung 


der ihr über die betreffenden Bahnſtrecken zuſtehenden Hoheitsrechte, 
die Wahrnehmung ihrer aus dieſem Vertrage ſich ergebenden Inter⸗ 
eſſen und Gerechtſame und die etwaigen Verhandlungen mit der Bahn⸗ 
verwaltung einer Behörde oder einem beſonderen Kommiſſarius zu 
übertragen. Dieſelben haben die Beziehungen der Großherzoglichen 
Regierung zu der Eiſenbahnverwaltung in allen Fällen zu vertreten, 
die nicht zum direkten Einſchreiten der kompetenten Polizei⸗ oder 
Gerichtsbehörde geeignet ſind. Die Eiſenbahnverwaltung wird ſich an 
die mit der Vertretung beauftragte Behörde beziehungsweiſe den Kom⸗ 
miſſarius in allen zu der Zuſtändigkeit derſelben gehörigen Angelegen- 
heiten wenden, auch denſelben jede für ihre Zwecke nöthige Einſicht 
geſtatten oder Auskunft ertheilen. 
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Artikel III. 

Die Königlich Preußiſche Regierung wird bei der Beſetzung der Stellen 
der im Gebiete des Großherzogthums zu ſtationirenden unteren Beamten, zu 
welchen insbeſondere Bahnwärter und Weichenſteller zu rechnen ſind, bei ſonſt 
gleicher Anſtellungsfähigkeit und Qualifikation auf die Bewerbung der Groß—⸗ 
herzoglichen Unterthanen vorzugsweiſe Rückſicht nehmen. 

Die Angehörigen des einen Staates, welche im Gebiete des anderen 
Staates angeſtellt werden, ſcheiden dadurch aus dem Unterthanenverbande ihres 
Heimathſtaates nicht aus, ſind aber den Geſetzen des Staates, in welchem ſie 
angeſtellt ſind, unterworfen. 

Artikel IV. 

Ein Recht auf den Erwerb der einzelnen zur Zeit zum Berlin⸗Hamburger 
Eiſenbahnunternehmen gehörigen Bahnſtrecken wird die Großherzogliche Regierung 
nicht in Anſpruch nehmen, dagegen bedarf ein Verkauf der gedachten Bahn oder 
einzelner Strecken derſelben, ſoweit ſie auf Mecklenburg⸗Schwerinſchem Gebiete 
liegen, an einen anderen Käufer als das Reich der Zuſtimmung der Groß— 
herzoglichen Regierung. 

Artikel V. 

Die Beſtimmungen der beiden zwiſchen Preußen, Mecklenburg⸗Schwerin 
und Hamburg beſtehenden Staatsverträge vom 8. November 1841, die Her⸗ 
ftellung einer Eiſenbahnverbindung zwiſchen Berlin und Hamburg am rechten 
Elbufer betreffend, und die Feſtſtellung der Verhältniſſe der Hamburg⸗Bergedorfer 
Eiſenbahn betreffend, bleiben nebſt ſämmtlichen dazu ergangenen Schlußprotokollen, 
Separatabkommen und Nachtragsvereinbarungen inſoweit in Kraft, als denſelben 
nicht die Beſtimmungen dieſes Vertrages und die im oben erwähnten Vertrage 
vom heutigen Tage, betreffend den Uebergang der dem Großherzogthum Mecklen⸗ 
burg⸗Schwerin an dem Berlin⸗Hamburger Eiſenbahnunternehmen zuſtehenden 
finanziellen Betheiligung auf den Preußiſchen Staat, getroffenen Vereinbarungen 
entgegenſtehen. 

Artikel VI. 


Der Preußiſche Staat iſt berechtigt, alle für ihn aus dieſem Vertrage 
hervorgehenden Rechte und Verpflichtungen auf das Reich zu übertragen. 
So geſchehen zu Berlin, den 19. Dezember 1883. 


(L. S.) Reichardt. (L. S.) M. v. Prollius. 
(L. S.) Fleck. (. 8.) E. Ehlers. 

(L. S.) Schmidt. 

(L. S.) Kirchhoff. 
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Staatsvertrag 
zwiſchen 
Preußen und Hamburg, betreffend die im Hamburgiſchen Staatsgebiete 
belegenen Eiſenbahnen. 


Nachdem in Folge Ueberganges des Cöln-Mindener Eiſenbahnunternehmens auf 
den Preußiſchen Staat und für den Fall des Ueberganges des Berlin-Hamburger 
Eiſenbahnunternehmens auf den Preußiſchen Staat eine entſprechende Regelung 
der hierauf bezüglichen Verhältniſſe zwiſchen Preußen und Hamburg für angemeſſen 
erachtet worden, haben zum Zwecke der hierdurch erforderlich gewordenen weiteren 
Verabredungen zu Bevollmächtigten ernannt: 

Seine Majeſtät der Deutſche Kaiſer, König von Preußen: 
Allerhöchſtihren Geheimen Legationsrath Paul Reichardt, 
Allerhöchſtihren Geheimen Regierungsrath Carl Fleck, 
Allerhöchſtihren Geheimen Finamzrath Guſtav Schmidt, 
Allerhöchſtihren Regierungsrath Hermann Kirchhoff, 

und 
der Senat der freien und Hanſeſtadt Hamburg: 
den Senator William O'Swald, 
den Senator Dr. Eugen Lehmann, 
den Miniſterreſidenten Dr. Friedrich Krüger, 
den Syndikus Dr. Carl Leo, 


von welchen Bevollmächtigten, vorbehaltlich der Ratifikation, folgender Vertrag 
abgeſchloſſen iſt: 
Artikel 1. 


Die freie und Hanſeſtadt Hamburg erklärt ſich damit einverftanden, daß 
der Preußiſche Staat das Eigenthum an dem Cöln-⸗Mindener und dem Berlin⸗ 
Hamburger Eiſenbahnunternehmen erwirbt. a 

In Beziehung auf den Erwerb des Cöln⸗Mindener Eiſenbahnunternehmens 
bleiben die der freien und Hanſeſtadt Hamburg aus dem Artikel 17 des Staats⸗ 
vertrages zwiſchen Preußen und Hamburg vom 18. März 1868 zuſtehenden Rechte 
in Kraft. 

Die zur Uebertragung des im Hamburgiſchen Staatsgebiete befindlichen 
Eigenthums der Cöln⸗Mindener und der Berlin-Hamburger Eiſenbahngeſellſchaft 
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und des zum Hamburg-Bergedorfer Unternehmen gehörigen Grundeigenthums 
auf den Preußiſchen Staat erforderlichen Verhandlungen genießen Freiheit von 
Stempel und Gebühren einſchließlich der Immobilienabgabe. 


Artikel 2. 

Die Landeshoheit verbleibt in Anſehung der im Hamburgiſchen Gebiete be— 
legenen, in das Eigenthum oder in den Betrieb und die Verwaltung der Königlich 
Preußiſchen Regierung übergehenden Bahnſtrecken ausſchließlich der freien und 
Hanſeſtadt Hamburg. 

Insbeſondere ſoll 

1. die Allgemeine Landespolizei und die Rechtspflege auch in Bezug auf 
die vorgedachten Bahnſtrecken den Behörden und Gerichten der freien und Hanſe— 
ſtadt Hamburg verbleiben. 

Dagegen wird 

2. die Bahnpolizei in Gemäßheit des jeweilig gültigen Bahnpolizei⸗Reglements 
für die Eiſenbahnen Deutſchlands von den Organen der Eiſenbahnverwaltung aus⸗ 
geübt. Die hiermit betrauten, im Gebiet der freien und Hanſeſtadt Hamburg 
ſtationirten Beamten ſind auf Präſentation der Bahnverwaltung von der zu⸗ 
ſtändigen Hamburgiſchen Behörde in Eid und Pflicht zu nehmen. Auch ſind die 
ſeitens der Königlich Preußiſchen Staatseiſenbahnverwaltung in Eid und Pflicht ge 
nommenen vorübergehend auf Hamburgiſchem Gebiete dienſtlich beſchäftigten Bahn⸗ 
polizeibeamten als ſolche auch ohne Weiteres im Gebiete der freien und Hanſe⸗ 
ſtadt Hamburg legitimirt. 

3. Die Handhabung der allgemeinen Sicherheitspolizei liegt hinſichtlich der 
im Hamburgiſchen Staatsgebiete belegenen Eiſenbahnſtrecken den betreffenden Or⸗ 
ganen der freien und Hanſeſtadt Hamburg ob. 

4. Der Preußiſche Staat bleibt nach Uebernahme der dem Hamburgiſchen 
Staate gehörigen beziehungsweiſe auf Hamburgiſchem Staatsgebiete belegenen Eiſen⸗ 
bahnen bezüglich der letzteren von ſtaatlichen und kommunalen Einkommen⸗ oder 
Gewerbeſteuern, ſowie von der Grundſteuer befreit, vorbehaltlich jedoch anderer 
öffentlicher dinglicher Laſten, ſoweit nicht nach der beſtehenden Landesgeſetzgebung 
Eiſenbahnen von denſelben ausgenommen ſind. 

Sofern die im vorſtehenden Abſatz bezeichneten Steuern zur Erhebung ge- 
langen ſollten, wird die freie und Hanſeſtadt Hamburg die erhobenen Beträge 
erſtatten. 

5. Die Tarifbildung, die Art und Weiſe der Beförderung, ſowie die Feſt⸗ 
ſtellung der Fahrpläne wird der Königlich Preußiſchen Regierung allein über⸗ 
laſſen. Dieſelbe wird hierbei die Verkehrs- und volkswirthſchaftlichen Intereſſen 
Hamburgs, namentlich in ſeiner Eigenſchaft als Seehafen, in gleichem Maße be⸗ 
rückſichtigen, wie die entſprechenden Intereſſen Preußiſcher Landestheile oder See 
häfen. Wichtigere Veränderungen der für Hamburg in Betracht kommenden 
Gütertarife oder Fahrpläne der in Hamburg mündenden und im Königlich 
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Preußiſchen Staatsbetrieb ſtehenden Eiſenbahnen wird die Königlich Preußiſche 
Regierung nur nach vorgängiger, thunlichſt zeitiger Mittheilung an den Senat 
der freien und Hanſeſtadt Hamburg eintreten laſſen. Dem Senat bleibt vor⸗ 
behalten, ſeine etwaigen Bemerkungen und Anträge ſchriftlich oder auch mündlich 
durch einen von ihm zu ernennenden Bevollmächtigten, mit welchem die betreffende 
Eiſenbahndirektion in Benehmen treten wird, zur Erörterung zu bringen. Zu 
dieſem Ende werden dem Bevollmächtigten die für die Beurtheilung der Sachlage 
nöthigen thatſächlichen Aufklärungen von der Eiſenbahndirektion bereitwillig ertheilt 
werden. Als wichtigere Veränderungen der für Hamburg in Betracht kommenden 
Gütertarife ſind namentlich diejenigen beſonderen Veränderungen der Tarife der 
in Hamburg mündenden Eiſenbahnen anzuſehen, hinſichtlich deren nach der Wreußi- 
ſchen Geſetzgebung die Anhörung des Landeseiſenbahnraths beziehungsweiſe des 
Bezirkseiſenbahnraths oder der künftig etwa an deren Stelle tretenden Beiräthe 
eintritt. 

Eine Verminderung der für das Jahr 1883 fahrplanmäßig feſtgeſetzten 
Perſonenzüge im Lokalverkehr zwiſchen Hamburg und Bergedorf, ſowie zwiſchen 
den verſchiedenen Stationen der Hamburg⸗Altonaer Verbindungsbahn, und der 
im Jahre 1883 fahrplanmäßig nach und von Hamburg gefahrenen Schnellzüge 
ſoll nur mit Zuſtimmung des Senats der freien und Hanſeſtadt Hamburg er⸗ 
folgen. Auch dürfen die im $. 9 des Vertrages vom 2. November 1882 für die 
Beförderung von Perſonen, Reiſegepäck, Gütern, lebenden Thieren, Leichen und 
Fahrzeugen auf der Hamburg Altonaer Verbindungsbahn feſtgeſetzten Mapimal⸗ 
tarife bezüglich des Lokalverkehrs zwiſchen den auf Hamburgiſchem Staatsgebiet 
belegenen Stationen dieſer Bahn ohne Zuſtimmung des Senats der freien und 
Hanſeſtadt Hamburg nicht erhöht werden. 

Für die Aufhebung von Stationen und Halteſtellen, ſowie für die Neu⸗ 
errichtung derſelben innerhalb des Hamburgiſchen Gebiets, ferner für die Einftellung 
des Betriebes auf den den Gegenſtand dieſes Vertrages bildenden Eiſenbahnen iſt 
die Zuſtimmung des Senats der freien und Hanſeſtadt Hamburg erforderlich. 

Ueber die Herſtellung und weſentliche Abänderung von Gebäuden und 
anderen erheblicheren, die öffentlichen Intereſſen Hamburgs berührenden baulichen 
Anlagen auf dem im Hamburgiſchen Gebiete befindlichen Eiſenbahnterrain wird 
die Eiſenbahnverwaltung dem Hamburger Senate Anzeige machen. Für den Fall 
etwaiger Meinungsverſchiedenheit wird eine Verſtändigung der beiderſeitigen Regie— 
rungen vorbehalten. ; 

Im Uebrigen wird die ſtaatliche Aufſicht über den Betrieb und den baulichen 
Zuſtand der gedachten Bahnen, unbeſchadet der Vorſchriften der Baupolizei, von 
dem Preußiſchen Staate ausſchließlich ausgeübt. 

6. Wenn in Folge eintretenden Bedürfniſſes die Herſtellung neuer Straßen- 
Kanal-, Deichanlagen oder anderer Anlagen von öffentlichem Intereſſe, welche 
das Terrain der Eiſenbahn berühren, von dem Senat der freien und Hanſeſtadt 
Hamburg angeordnet oder genehmigt werden follte, jo wird ſeitens der Königlich 
Preußiſchen Regierung gegen die Ausführung derartiger Anlagen keine Einſprache 
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erhoben werden. Hamburgiſcherſeits werden aber in ſolchen Fällen alle erforder⸗ 
lichen Maßregeln getroffen werden, damit weder durch die neue Anlage der Betrieb 
der Eiſenbahn geſtört wird, noch auch daraus der Eiſenbahnverwaltung ein 
anderer Aufwand erwächſt, als der für die Bewachung etwaiger neuer Uebergänge. 

Die Königlich Preußiſche Regierung wird die Einmündung und den An⸗ 
ſchluß neuer Geleisanlagen zur Verbindung der Eiſenbahnen mit den Hamburgiſchen 
Quais, Häfen und anderen Anlagen nicht verſagen. Der Senat der freien und 
Hanſeſtadt Hamburg wird der Eiſenbahnverwaltung die bezüglichen Projekte vor 
deren Ausführung mittheilen und ſich über die Wahl des Anſchlußpunktes und 
die Ausführung des Anſchluſſes, ſowie über eine theilweiſe Mitbenutzung der im 
Eigenthum oder im Pachtbeſitz des Preußiſchen Staates befindlichen Geleiſe mit 
der Eiſenbahnverwaltung verſtändigen. 

7. An den im Hamburgiſchen Gebiete belegenen Eiſenbahnen ſollen die 
Hoheitszeichen der freien und Hanſeſtadt Hamburg angebracht bleiben. 

8. Dem Senate der freien und Hanſeſtadt Hamburg bleibt vorbehalten, 
die Handhabung der Hoheitsrechte über die in Hamburgiſchem Gebiete belegenen 
Eiſenbahnen, ſowie die etwaigen Verhandlungen mit der Bahnverwaltung einer 
Behörde oder einem beſonderen Kommiſſarius zu übertragen. 

Dieſelben haben die Beziehungen der freien und Hanſeſtadt Hamburg zu 
der Eiſenbahnverwaltung in allen Fällen zu vertreten, die nicht zum direkten 
Einſchreiten der zuſtändigen Polizei- oder Gerichtsbehörde geeignet find. Die 
Eiſenbahnverwaltung wird ſich an die mit der Vertretung beauftragte Behörde 
beziehungsweiſe den Kommiſſarius in allen zu der Zuſtändigkeit derſelben gehörigen 
Angelegenheiten wenden. 


Artikel 3. 


Die Königlich Preußiſche Regierung wird bei der Beſetzung der Stellen 
der in dem Gebiete der freien und Hanſeſtadt Hamburg zu ſtationirenden unteren 
Beamten, zu welchen insbeſondere Bahnwärter und Weichenſteller zu rechnen ſind, 
bei ſonſt gleicher Anſtellungsfähigkeit und Qualifikation auf die Bewerbung der 
Hamburgiſchen Staatsangehörigen vorzugsweiſe Rückſicht nehmen. N 

Die Angehörigen des einen Staates, welche im Gebiete des anderen Staates 
angeftellt werden, ſcheiden dadurch aus dem Verbande ihres Heimathſtaates nicht 
aus, ſind aber den Geſetzen des Staates, in welchem fie angeſtellt find, unterworfen. 


Artikel 4. 


Ein Recht auf den Erwerb der zum Berlin-Hamburger Eiſenbahnunternehmen 
gehörigen Bahnſtrecke im Gebiete der Landherrenſchaft Bergedorf wird die freie 
und Hanſeſtadt Hamburg nicht in Anſpruch nehmen, dagegen bedarf ein Verkauf 
der gedachten Bahn oder einzelner Theile derſelben, ſoweit ſie auf Hamburgiſchem 
Gebiete liegen, an einen anderen Käufer als das Reich, der Zuſtimmung des 
Senats der freien und Hanſeſtadt Hamburg. 
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Artikel 5. 

Die Beſtimmungen: 

1) des Staatsvertrages zwiſchen Preußen und Hamburg vom 18. März 1868, 
betreffend die Herſtellung der Benlo-Hamburger Eiſenbahn nebſt feſter 
Ueberbrückung der Elbe zwiſchen Harburg und Hamburg, ferner des 
Vertrages zwiſchen Hamburg und der Cöln⸗Mindener Eiſenbahngeſellſchaft 
vom 7./9. Ir gan 1867, betreffend die Herſtellung einer Eiſenbahn 
von Osnabrück nach Hamburg im Anſchluſſe an di Bahn Venlo⸗ 
Osnabrück, und der Hamburgiſchen Konzeſſion der gedachten Geſellſchaft, 

2) der beiden zwiſchen Preußen, Mecklenburg⸗Schwerin und der freien und 
Hanſeſtadt Hamburg beſtehenden Staatsverträge vom 8. November 1841, 
die Herſtellung einer Eiſenbahnverbindung zwiſchen Berlin und Hamburg 
am rechten Elbufer betreffend, und die Feſtſtellung der Verhältniſſe der 
Hamburg⸗Bergedorfer Eiſenbahn betreffend, 

3) des Staatsvertrages zwiſchen Hamburg und Dänemark vom 30. April 
1860, die Herſtellung einer Hamburg-Altonger Verbindungseiſenbahn 
betreffend, bezüglich deſſen Preußen an die Stelle Dänemarks getreten iſt, 

bleiben nebſt ſämmtlichen dazu ergangenen Schlußprotokollen, Separatabkommen 
und Nachtragsvereinbarungen inſoweit in Kraft, als denſelben nicht die Beſtim⸗ 
mungen dieſes Vertrages und die im oben erwähnten Vertrage vom heutigen 
Tage, betreffend den Uebergang des Eigenthums beziehungsweiſe der Verwaltung 
und des Betriebes der dem Hamburgiſchen Staate gehörigen Eiſenbahnen auf 
den Preußiſchen Staat, getroffenen Vereinbarungen entgegenſtehen. 


Artikel 6. 


Der Preußiſche Staat iſt berechtigt, alle für ihn aus dieſem Vertrage 
hervorgehenden Rechte und Verpflichtungen auf das Reich zu übertragen. 


So geſchehen Berlin, den 19. Dezember 1883. 


d. S) Reichardt. d. s) W. O' Swald. 
(L. S.) Fleck. | (L. S). Dr. Lehmann. 
(. S.) Schmidt. (. S.) Krüger. 

(. S.) Kirchhoff. (. S.) Dr. Carl Leo. 
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Staatsvertrag 
zwiſchen 


Preußen und der freien Hanſeſtadt Bremen, betreffend die im Bremiſchen 
Staatsgebiete belegenen Preußiſchen Eiſenbahnen. 


As Anſchluſſe an den am heutigen Tage zwiſchen der Königlich Preußiſchen 
Regierung und der freien Hanſeſtadt Bremen vereinbarten Vertrag, betreffend 
den Uebergang der Bremiſchen Eiſenbahnen auf den Preußiſchen Staat, und 
mit Rückſicht auf den inzwiſchen erfolgten Uebergang des Cöln-Mindener Eiſen⸗ 
bahnunternehmens auf den Preußiſchen Staat haben zum Zwecke der hierdurch 
erforderlich gewordenen weiteren Verabredungen zu Bevollmächtigten ernannt: 


Seine Majeſtät der Deutſche Kaiſer, König von Preußen: 
Allerhöchſtihren Geheimen Ober-Baurath Ernſt Grüttefien, 
Allerhöchſtihren Geheimen Regierungsrath Robert Ludwig Sipman, 
Allerhöchſtihren Geheimen Finanzrath Robert Guſtav Schmidt; 


der Senat der freien Hanſeſtadt Bremen: 
den Bürgermeiſter Carl Friedrich Chriſtian Buff, 
den Senator Dr. jur. Hermann Henrich Meier, 


von welchen Bevollmächtigten, vorbehaltlich der Ratifikation, folgender Vertrag 
abgeſchloſſen if: 
Artikel 1. 


Die freie Hanſeſtadt Bremen iſt damit einverſtanden, daß der Preußiſche 
Staat das Cöln-Mindener Eiſenbahnunternehmen nach Maßgabe des zwiſchen 
der Preußiſchen Regierung und der Cöln-Mindener Eiſenbahngeſellſchaft am 
x au 1879 abgeſchloſſenen Vertrages (Preußische Geſetz-Samml. S. 663) 
eigenthümlich erwirbt. 

Die zur Uebertragung des im Bremiſchen Staatsgebiete befindlichen Eigen- 
thums, insbeſondere des Grundeigenthums der Cöln-Mindener Eiſenbahngeſell⸗ 
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ſchaft auf den Preußiſchen Staat erforderlichen Verhandlungen genießen Stempel⸗ 
und Gebührenfreiheit. 

Der Staatsvertrag zwiſchen Preußen und Bremen vom 1. Juli 1872, 
ſowie der Vertrag zwiſchen Bremen und der Cöln-Mindener Eiſenbahngeſellſchaft 
vom 2./10. Mai 1872 wegen Durchführung der Venlo-Hamburger Bahn durch 
Bremiſches Gebiet treten außer Kraft. 

An Stelle derſelben treten — neben den im Eingange erwähnten Ver⸗ 
trage vom heutigen Tage, betreffend den Uebergang der Bremiſchen Eiſenbahnen 
auf den Preußiſchen Staat, getroffenen Vereinbarungen privatrechtlicher Natur — 
lediglich die Beſtimmungen dieſes Vertrages. 


Artikel 2. 


Die freie Hanſeſtadt Bremen verpflichtet ſich, von dem ihr nach Artikel 34 
des mit der Großherzoglich Oldenburgiſchen Regierung abgeſchloſſenen Staats⸗ 
vertrages vom 8. März 1864 zuſtehenden Rechte, die der Letzteren für die 
Oldenburg⸗Bremer Bahn ertheilte Konzeſſion zurückzunehmen, nicht ohne Zuſtim⸗ 
mung der Königlich Preußiſchen Regierung Gebrauch zu machen. 


Artikel 3. 


Die Landeshoheit über die im Bremiſchen Gebiete belegenen Strecken der 
Venlo⸗Hamburger Eiſenbahn ſowohl, wie auch der Wunſtorf-Bremer und 
Bremen⸗Geeſtebahn bleibt auch nach dem Uebergange derſelben auf den Preußiſchen 
Staat der freien Hanſeſtadt Bremen vorbehalten und ſoll hinfort unter Beob⸗ 
achtung der nachſtehenden Beſtimmungen ausgeübt werden: 

1) Die allgemeine Landespolizei und die Rechtspflege in Bezug auf alle 
Vorgänge auf dem Bahnkörper verbleiben den Behörden der freien 
Hanſeſtadt Bremen. 

2) Die Bahnpolizei wird in Gemäßheit des jeweilig gültigen Bahnpolizei⸗ 
Reglements für die Eiſenbahnen Deutſchlands von den Organen der 
Eiſenbahnverwaltung ausgeübt. f 

Die ſeitens der Königlich Preußiſchen Staatseiſenbahnverwaltung 
in Eid und Pflicht genommenen Bahnpolizeibeamten find als ſolche 
auch ohne Weiteres im Gebiete der freien Hanſeſtadt Bremen legitimirt. 

3) Die Handhabung der allgemeinen Sicherheitspolizei liegt hinſichtlich der 
im Bremiſchen Staatsgebiete belegenen Eiſenbahnſtrecken den betreffenden 
Organen der freien Hanſeſtadt Bremen ob. Dieſelben werden den 
Bahnpolizeibeamten auf deren Anſuchen bereitwillig Unterſtützung leiſten. 

4) Die freie Hanſeſtadt Bremen verzichtet ein⸗ für allemal darauf, die 
in ihrem Staatsgebiet belegenen Preußiſchen Eiſenbahnen, deren Betrieb 
reſp. Eigenthum die Preußiſche Regierung nach dem Eingangs bezogenen, 
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ſowie nach dem gegenwärtigen Vertrage übernimmt, und den dazu 
gehörigen Gewerbebetrieb mit irgend welchen Steuern oder Abgaben zu 
belegen. Auch eine Beſteuerung mit Kommunalabgaben iſt nicht zu⸗ 
läſſig. Ausgeſchloſſen von dieſer Befreiung find Deich-, Siel- und 
ſonſtige Verbandslaſten. 

Die freie Hanſeſtadt Bremen überträgt auf den Preußiſchen 
Staat ihren Anſpruch auf den ihr nach Maßgabe des Staats— 
vertrages vom 1. Juli 1872 zuſtehenden Antheil an der von der Cöln— 
Mindener Eiſenbahngeſellſchaft zu entrichtenden Eiſenbahnabgabe. Dieſer 
Antheil wird an Bremen zuletzt für das Jahr 1882 mit dem bereits 
vereinbarten Betrage von 456 Mark gezahlt. 


5) Auf die Tarifbildung, auf die Art und Weiſe der Beförderung, ſowie 
auf die Feſtſtellung des Fahrplans für die auf den Preußiſchen Staat 
übergehenden Eiſenbahnen ſteht der freien Hanſeſtadt Bremen eine Ein— 
wirkung nicht zu; jedoch ſoll 

a) die bisherige gleiche Behandlung der Hafenplätze Geeſtemünde und 
Bremerhaven in Bezug auf die Höhe der Tarife für Eiſenbahn— 
transporte nicht ohne Zuſtimmung der freien Hanſeſtadt Bremen 
aufgehoben werden; 

b) bei wichtigeren Veränderungen der die Plätze Bremen und Bremer- 
haven betreffenden Tarife die freie Hanſeſtadt Bremen zuvor gut— 
achtlich gehört werden; 


e) die Höhe der Gebühren, welche für Transporte zwiſchen dem 
Hauptbahnhof Bremen einerſeits und dem Neuſtadtbahnhofe oder 
dem Weſerbahnhofe in ſeiner jetzigen Ausdehnung andererſeits zur 
Erhebung gelangen, lediglich nach den Selbſtkoſten bemeſſen werden. 


6) Für die Einziehung von Stationen und Halteſtellen und für die Neu- 
errichtung derſelben innerhalb des Bremiſchen Gebietes, ſowie für die 
Einſtellung des Betriebes auf den den Gegenſtand dieſes Vertrages 
bildenden Eiſenbahnen iſt die Zuſtimmung der freien Hanſeſtadt Bremen 
erforderlich. Im Uebrigen ſteht die Ausübung ſtaatlicher Auffichts- 
rechte über Verwaltung und Betrieb der gedachten Bahnen der freien 
Hanſeſtadt Bremen nicht zu. 


7) Die Erwerbung des zu dem Bahnhofsumbau in Bremen, ſowie zu 
etwaigen künftigen Erweiterungen der im Bremiſchen Gebiete belegenen 
Preußiſchen Eiſenbahnanlagen erforderlichen Grundes und Bodens und 
die zu den gleichen Zwecken etwa erforderliche vorübergehende Benutzung 
fremder Grundſtücke geſchieht, ſoweit eine gütliche Vereinbarung mit 
den e nicht zu erreichen iſt, nach den Beſtimmungen des 
Bremiſchen Enteignungsgeſetzes. 


— 19 — 


8) An den im Gebiete der freien Hanſeſtadt Bremen belegenen Eiſenbahnen 
ſollen nur die Hoheitszeichen der freien Hanſeſtadt Bremen angebracht 
werden. 


9) Der freien Hanſeſtadt Bremen bleibt vorbehalten, die Handhabung der 
ihr über die in ihrem Gebiete belegenen Eiſenbahnen zuſtehenden 
Hoheitsrechte, ſowie die etwaigen Verhandlungen mit der Bahn— 
verwaltung einer Behörde oder einem beſonderen Kommiſſarius zu 
übertragen. 

Dieſe Behörde reſpektive dieſer Kommiſſarius hat die Beziehungen 
der freien Hanſeſtadt Bremen zu der Eiſenbahnverwaltung in allen 
Fällen zu vertreten, die nicht zum direkten Einſchreiten der kompetenten 
Polizei⸗ oder Gerichtsbehörde geeignet ſind. 

Die Eiſenbahnverwaltung hat ſich an dieſe Behörde beziehungs— 
weiſe an dieſen Kommiſſarius in allen zu der Zuſtändigkeit derſelben 
gehörigen Angelegenheiten zu wenden. 


Artikel 4. 


Die Königlich Preußiſche Regierung wird bei der Verwaltung der im 
Bremiſchen Staatsgebiete belegenen Preußiſchen Eiſenbahnen die Verkehrs- und 
volkswirthſchaftlichen Intereſſen der freien Hanſeſtadt Bremen in gleichem Maße 
berückſichtigen, wie die entſprechenden Intereſſen der Preußiſchen Landestheile. Sie 
wird weder im Perſonen- noch im Güterverkehre zwiſchen den beiderſeitigen Staats— 
angehörigen hinſichtlich der Zeit der Abfertigung oder hinſichtlich der Beförderungs— 
preiſe einen Unterſchied machen. 

Dieſelbe wird bei der Beſetzung der Stellen der in dem Gebiete der freien 
Hanſeſtadt Bremen zu ſtationirenden unteren Beamten, zu welchen insbeſondere 
Bahnwärter und Weichenſteller zu rechnen find, bei ſonſt gleicher Anſtellungs— 
fähigkeit und Qualifikation auf die Bewerbung der Bremiſchen Staatsangehörigen 
vorzugsweiſe Rückſicht nehmen. 

Die Angehörigen des einen Staates, welche im Gebiete des anderen Staates 
angeſtellt werden möchten, ſcheiden dadurch aus dem Unterthanenverbande ihres 
Heimathlandes nicht aus und ſind während ihres dienſtlichen Aufenthalts daſelbſt 
nur denjenigen Steuern und Perſonallaſten unterworfen, welche nach den dortigen 
Landesgeſetzen unter gleichen Verhältniſſen für Nichtſtaatsangehörige zur Anwendung 

elangen. 

- Die Eiſenbahnbeamten find rückſichtlich ihrer dienſtlichen Verhältniſſe aus⸗ 
ſchließlich der Königlich Preußiſchen Regierung beziehungsweiſe deren zuſtändigen 
Organen, im Uebrigen aber den Geſetzen und Behörden des Landes unterworfen, 
in welchem ſie ihren amtlichen Wohnſitz haben. 
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Artikel 5. 


Der Preußiſche Staat iſt berechtigt, alle für ihn aus dieſem Vertrage 
hervorgehenden Rechte und Verpflichtungen auf das Reich zu übertragen. 
So geſchehen Berlin, den 30. November 1883. 


Ernſt Grüttefien. 


(L. S.) 
Robert Ludwig Sipman. 
(. S.) 

Robert Guſtav Schmidt. 
G. 8) 

Carl Friedr. Chn. Buff. 
(. 8.) 
Hermann Henrich Meier. 
(. S.) 


Die im §. 1 sub 1b und e, ſowie sub 2 des oben abgedruckten Geſetzes 
bezeichneten Verträge, ſowie die vorſtehenden Staatsverträge vom 19. Dezember 
1883 beziehungsweiſe 30. November 1883 ſind ratifizirt worden und hat die 
Auswechſelung der Ratifikations⸗Urkunden ſtattgefunden. 


Bei Gelegenheit der Auswechſelung der Ratifikations⸗Urkunden zu den oben 
abgedruckten Staatsverträgen vom 30. November 1883 iſt beiderſeits konſtatirt 
worden, daß 

1) im Artikel 7 Abſatz 1 des Vertrages, betreffend den Uebergang der 

Bremiſchen Eiſenbahnen auf den Preußiſchen Staat, ſtatt 2./10. No» 
vember 1871 und 

2) im Artikel 1 Abſatz 3 des Staatsvertrages, betreffend die im Bremiſchen 

Staatsgebiete belegenen Preußiſchen Eiſenbahnen, ſtatt 2./10. Mai 1872 
zu leſen iſt: 
„2./10. Mai 1871, 


Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


